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Die Expedition iſt Verrenſtrasse Ar. 26. 


Donnerstag den 3 Auguſt 


1848. 


Preußen. 
Verſammlung zur Vereinbarung der p.eufifchen 
Staats⸗Verfaſſung. 
(Sitzung vom 1. Auguſt.) 
Das Protokoll wird verleſen und nächſtdem der 
Verſammlung ein Schreiben des Miniſter⸗Präſidenten 


mitgetheilt, nach welchem Se. Majeſtät das Geſetz in 


Betreff der Kreisſtände vollzogen haben. Außerdem 
find zwei diſſentirende Vota in der Kuhr'ſchen Anz 
gelegenheit eingereicht. Waldeck erbittet hierauf die 
Priorität vor der Tages⸗Ordnung für folgenden An⸗ 
trag: Die Verſammlung wolle beſchließen: § 1. Die 
perſönliche Freiheit iſt gewährleiſtet, außer dem Falle 
der Ergreifung auf friſcher That darf eine Verhaftung 
nur Kraft eines ſchriftlichen, die Anſchuldigung bezeich⸗ 
nenden, richterlichen Befehls bewirkt werden. Dieſer 
Befehl muß entweder bei der Verhaftung oder ſpäte⸗ 
ſtens innerhalb 24 Stunden zugeſtellt werden. In 
gleicher Friſt iſt das Erforderliche zu veranlaſſen, um 
den Verhafteten dem zuſtändigen Richter vorzuführen. 
2. Niemand darf wider ſeinen Willen vor einen 
andern als den im Geſetze bezeichneten Richter geſtellt 
werden. Ausnahmsgerichte und außerordentliche Com- 
miſſionen find unſtatthaft, keine Strafe kann ange⸗ 
droht oder verhängt werden, als in Gemäßheit des Ge: 
ſetzes. § 3. Die Wohnung iſt unverletzlich. Haus: 
ſuchungen dürfen nur unter Mitwirkung des Richters 
oder der gerichtlichen Polizei in den Fallen und nach 
den Formen des Geſetzes vorgenommen werden. § 4. 
Es iſt keine vorgängige Genehmigung der Behörden 
nöthig, um öffentlich Civil: und Militär⸗Beamte we⸗ 
gen der durch Ueberſchreitung ihrer Amtsbefugniſſe ver⸗ 
loten Rechtsverletzung gerichtlich zu belangen. — Der 
Antragſteller motivirt die Dringlichkeit ſeines Antrages, 
welcher aus dem Verfaſſungs⸗Entwurf herausgenom⸗ 
men ſei und deſſen ſofortige Diskuſſion ſehr wün⸗ 
ſchenswerth erſcheine, da der Polizei-Staat aufhören 
und der Rechts⸗Staat an feine Stelle treten müſſe. 
Er hoffe, die hohe Verſammlung werde überzeugt ſein 
von der Wichtigkeit und Dringlichkeit der vorgeſchla— 
genen Habeas corpus-Akte. Die Verſammlung bes 
ſchließt die ſofortige Diskuſſion. 

Miniſter Kühlwetter: Der Erlaß einer Habeas 
corpus-Akte iſt wichtig; er iſt aber fo wichtig, er 
greift ſo tief in die ganze Adminiſtrativ-Verwaltung 
und die Rechtspflege ein, daß es nicht möglich iſt, über 
ein ſo wichtiges Geſetz ohne Weiteres zu berathen. 

r verlangt die Vertagung und die Berathung in den 
btheilungen. — Otto. Se. Majeſtät haben einer 
eputation von Breslau und Liegnitz ſchon früher die 
ewährleiſtung der perſönlichen Freiheit verheißen, neuer⸗ 
dings iſt mir wieder eine Petition von Liegnitz mit 


mehr denn 1000 Unterſchriften zugegangen. Ich bitte, 
die öffentliche Meinung zu beherzigen. Miniſter Kühl⸗ 


wetter verlangt wiederholt Vertagung, damit das 
Miniſterium Zeit habe, ſich zu verſtändigen; man möge 
ſich nicht überſtürzen. Waldeck: Es ift hier von 
keinem Ueberſtürzen die Rede, der Verfaſſungs⸗Ent⸗ 
wurf iſt bereits ſeit einigen Tagen in den Händen 
aller Mitglieder. Pelzer ſtellt den Antrag auf ein⸗ 
fache Tages⸗Ordnung. v. Berg ſpricht gegen denſel— 
en. Eben ſo wie man durch die Schutzmannſchaft 
ein neues Inſtitut zum Schutze der Ordnung hervor⸗ 
gerufen hat, eben ſo verlange er ein Geſetz zum Schutz 

r perſonlichen Freiheit; er hoffe, daß ſich nicht viele 
immen in der Verſammlung gegen dieſes Verlan⸗ 
erheben. Er macht darauf aufmerkſam, daß die 
menus männer jetzt an der Stelle Anderer Attroupe⸗ 
kosten Silben, Attreupamence, die dem Staate erh 
— während die früheren Attroupements dem Staate 
nichts ketten. Die Schutzmänner beläſtigen die Vor⸗ 


übergehenden, man ſähe faſt an jedem Hauſe einen 


Conſtabler. Die Verſammlung ſei gar nicht von der 
Exiſtenz der Schutzmaͤnner in Kenntniß geſetzt, ſie 
habe die Fonds bis jetzt nicht bewilligt und werde dies 
wohl auch ſchwerlich thun und ſomit möglicher Weiſe 
ſchon in nächſter Woche dem Inſtitut ein Ende ma⸗ 
chen. v. Daniels ſpricht für den Antrag auf Tas 
ges⸗Ordnung und Berends trägt auf namentliche 
Abſtimmung an. Einige Mitglieder, welche Vermit⸗ 
telungsvorſchlage machen wollen, kommen nicht zu 
Worte. Der lärmende Zuſtand, in welchem ſich die 
Verſammlung befindet, wird nach einigen Minuten 


vom Präſidenten beſeitigt und man ſchreitet zur na= Stimmen. 


e Abſtimmung. Es ſtimmen für einfache 
Tages⸗Ordnung: 160, dagegen 213. Die Miniſter 
Auerswald, Hanſemann und Gierke enthalten ſich der 
Abſtimmung. Milde iſt nicht anweſend. Der frühere 
Miniſter Auerswald ſtimmt gegen die Tages⸗Ordnung. 
v. Berg zieht ſeinen Antrag, die Diskuſſion in der nächſten 
Sitzung fortzusetzen, nachdem Zachariä beantrag: die Dis⸗ 
Euffion auf 8 Tage zu vertagen. Waldeck erklärt, 
daß er gegen dieſe Vertagung bis künftigen Dienſtag 
nichts einzuwenden habe. Berends iſt gegen jede 
Vertagung. Er will „die Beamtenherrſchaft“ keinen 
Augenblick fortdauern laſſen, einen Ausdruck, gegen den 
ſich Beifall und Mißbilligung zu erkennen geben und 
gegen den Baumſtark u. A. ſich verwahren. Baum⸗ 
ſtark will zugleich im Namen ſeiner Freunde ſprechen, 
die für einfache Tagesordnung geſtimmt haben; Weich⸗ 
ſel proteſtirt dagegen, daß ein Einzelner ohne Voll⸗ 
macht hier Parteien vertreten wolle. Miniſter Kühl 
wetter bemerkt, daß man eben ſo gut ein Regiment 
Soldaten, wie die Konſtabler, für ein Attroupement 
halten könne; er kann nicht einſehen, wie man in den 
Schutzmännern ein Motiv für die Habeas-Corpus⸗Acte 
und deren Dringlichkeit finden könne. Kühnemann 
beantragt die Vertagung der Debatte auf 8 Tage und 
Berathung des Antrages in den Abtheilungen, ſowie 
Bildung einer Central-Abtheilung. Waldeck ſpricht 
gegen die Bildung einer Central-Abtheilung, der Mi⸗ 
niſter⸗-Präſident erachtet dieſelbe jedoch für nothwendig. 
Kühnemann's Antrag wird von der Majorität der 
Verſammlung angenommen. — Schulz (aus Delitzſch) 
erhält für folgende Interpellation die Priorität vor der 
Tagesordnung: 1) Auf Grund welcher geſetzlichen Be— 
ſtimmung iſt die Einführung der Schutzmannſchaften 
geſchehen und in wieweit iſt dieſelbe bereits ausgeführt? 
2) Welche Befugniſſe ſind dieſer Schutzmannſchaft bei⸗ 
gelegt? 3) Wird die Beſoldung derſelben aus Staats⸗ 
mitteln allein oder unter Beihülfe der Commune auf⸗ 
gebracht? 4) Wird durch Einführung dieſer Schutz⸗ 
mannſchaft eine Aufhebung oder Verminderung des 


bisherigen Polizei-Perſonals angebahnt? — Miniſter 
Kühlwetter: es ſteht in allen civiliſirten Staaten 


der Executivgewalt ein derartiges Recht zu. Die Ein⸗ 
führung diefes Inſtituts in den Provinzen war dem 
Ermeſſen der einzelnen Behörden anheimgegeben, iſt in 
geringem Umfange benutzt und hat ſich wahrſcheinlich 
dieſerhalb wenig bewährt. Ad 2 muß ich erwiedern, 
daß den Schutzmännern die Rechte und Befugniſſe 
der ſonſtigen Polizeibehörde zuſtehen; ad 3. daß zwar 
das Gouvernement die Beiſteuerung der Commune ge⸗ 
wünſcht habe, daß dieſe ſich jedoch nicht dazu veran⸗ 
laßt geſehen habe, und endlich ad 4, daß in Berlin, 
wo das Inſtitut eigentlich nur exiſtirt, daſſelbe die 
Verminderung der übrigen Polizei zur Folge haben 
wird. Der Finanzpunkt iſt die Sache meines Herrn 
Kollegen, des Finanzminiſters. Die Stimmung über 
das Inſtitut iſt eine ſehr verſchiedene und wenn der 
Herr Interpellant dieſelbe als dem Inſtitut ungünſtig 
bezeichnet, fo kann ich andererfeite verſichern, daß ich 
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auch anerkennende Stimmen gehört habe. Bei der 
Verſchiedenheit der Stimmen darf ich auch meiner 
Anſicht trauen: nach dieſer iſt das Inſtitut ein ſehr 
nützliches. — Miniſter Hanſemann erörtert, wie 
das Vertrauen weſentlich von der Ruhe, von 
dem Vertrauen aber der Wohlſtand und die Fi⸗ 
nanzen des Staates abhängen. Es ſei die größt⸗ 
möglichſte Ruhe in Berlin das weſentlichſte Mittel 
das Vertrauen herbeizuführen. — Schulz trägt nach 
dem veränderten Geſchäfts-Reglement auf Eröffnung 
der Diskuſſion über die Interpellationen an. Für ſei⸗ 
nen Antrag ſind 176, gegen denſelben ebenfalls 176 
Da keine Majorität vorhanden, geht man 
zur Tagesordnung über. 

Shornbaum erſtattet Bericht der Central⸗Ab⸗ 
theilung über den Antrag des Abgeordneten v. Liſiecki 
auf Abſchaffung der Todesſtrafe. Der Geſetz⸗Entwurf 
der Central⸗Abtheitung lautet: 9 1. Die Todesſtrafe 
iſt abgeſchafft. — Für Verbrechen, rückſichtlich deren 
in den Geſetzen für den Fall eines Kriegs- oder Bes 
lageruugszuſtandes Todesſtrafe vorgeſchrieben iſt, ver⸗ 
bleibt es bei derſelben. 
welchen Formen und Wirkungen ein Belagerungszu⸗ 
ſtand ausgeſprochen werden darf, bleibt einem beſon⸗ 
dern Geſetze vorbehalten. § 2. An die Stelle der 
Todesſtrafe tritt im Bezirke des Rheiniſchen Appella— 
tions⸗Gerichtshofes die lebenswierige Zwangsarbeits⸗ 
ſtrafe, in den übrigen Landestheilen lebenswierige Zucht⸗ 
haus- oder Feſtungsſtrafe. § 3. Die Umwandlung 
ſchon erkannter Todesſtrafen erfolgt durch die zuſtän⸗ 
digen Gerichte. 

Reichenſperger begründet in längerer Rede ein 
Amendement, welches die Beibehaltung der Todesſtrafe 
für Mord und Hochverrath vorſchlaägt. Weich ſel 
ſpricht für den Commiſſions-Antrag, Plönnes für 
das Schlink'ſche Amendement, die Frage nicht von 
der Erörterung des Strafrechtes abzulöfen, Euler für 
unbedingte Abſchaffung nach dem Commiſſions⸗Antrage, 
Borchardt für gänzliche Aufhebung der Todesſtrafe 
ohne Zulaſſung der vorgeſchlagenen Ausnahmen. — 
Da die Verſammlung ermüdet iſt, was ſich auch durch 
eine der Wichtigkeit der Sache wenig entſprechende 
Unaufmerkſamkeit kund giebt, ſo wird die Debatte auf 
Freitag vertagt. (Schluß der Sitzung 4 Uhr.) 


Berlin, J. Aug. [Amtl. Art. des Staats⸗ 
Anzeigers.] Der Juſtizkommiſſarius und Notarius 
Rhau zu Quedlinburg iſt nach Breslau als Juſtiz⸗ 
kommiſſarius bei dem Oberlandesgerichte daſelbſt und 
als Notarius im Departement deffelben, vom 1. Sep⸗ 
tember d. J. ab verſetzt worden. ; 

Das dem Sekretär Karl Bauer in Berlin un: 
ter dem 30. September 1847 ertheilte Einführungs⸗ 
Patent auf eine durch Zeichnung und Beſchreibung er⸗ 
läuterte Konſtruktion von Wagenrädern, weiche in ih⸗ 
rer ganzen Zuſammenſetzung als neu und eigenthüm⸗ 
lich anerkannt worden, iſt aufgehoben worden. 

Angekommen: Der General⸗Major und Kom- 
mandeur der ten Landwehr⸗Brigade, von Webern, 
von Beeskow. Der General⸗Major à la Suite Sr. 
Majeftie des Königs, von Below, iſt von Wien an⸗ 
gekommen und nach Frankfurt a. M. wieder abgereiſt. 

O Berlin, 31. Juli. [Motive zum Ver⸗ 
faſſungs⸗Entwurf.] Heute ſind an die Abgeord⸗ 
neten die Motive zum Verfaſſungs⸗Entwurf vertheilt 
worden. Die wichtigſten derſelben ſind ohngefähr 
folgende: Fortſetzung.) 

— a III. 
0 dnige. 

Zu Artikel 38, Diefer — unterſcheidet ſich vom 
$ 29 des Regierungs⸗Entwurfs nur dadurch, daß er das 
Recht der Thronfolge ſelbſtſtändig nach dem beſtehenden 


Unter welchen Umſtänden, mit 
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ürftenrechte regulirt, ohne dabei der königlichen Hausge⸗ 
etze Erwähnung zu thun. Es war dees letztere um fo un: 
bedenklicher, als für die Fälle der Minderjährigkeit und der 
anderweiten Behinderung des Königs ohnehin poſitive Feſt⸗ 
ſetzungen in der Verfaſſungs⸗Urkunde nicht zu umgehen wa⸗ 
ren, mithin die Hausgeſetze als ſolche eine unmittelbar po⸗ 
litiſche Bedeutung nicht mehr behaupten konnten. 

Zu Artikel 39. Die Großjährigkeit des Königs iſt 
aus dem Grunde ſchon auf das vollendete 18. Lebensjahr 
feſtgeſetzt worden, weil das jugendliche Alter des Könies dem 
Staate keine fo große Gefahren zu drohen ſchien, als eine allzu⸗ 
lange Dauer der Regentſchaft. Die letztere mußte um fo 
mehr abgekürzt werden, als das monarchiſche Intereſſe und 
die Sicherung des Staates gegen ehrgeizige Unternehmun⸗ 
gen Dritter es dringend geboten, alle Verfaſſungsänderun⸗ 
gen während der Dauer der Negentſchaft zum Voraus für 

thaft zu erklären. (Art. 43). — Die Form und der 
unſtatthaft z g j 
Inhalt des hier feſtgeſtellten Eides rechtfertigt ſich durch 
den Begriff der Vereinbarung einer Verfaſſungsurkunde. 
Eine desfallſige tranſitoriſche Beſtimmung für den fetzt re⸗ 
gierenden König folgt unten. 

Zu Artikel 42. Die Frage, ob der König durch Ge⸗ 
fangenſchaft oder Geiſteskrankheit oder eus andern Gründen 
in der Unmöglichkeit ſei, zu regieren, fällt nicht in derſelben 
Weiſe, wie deſſen Minderjährigkeit in das Gebiet der No⸗ 
torietät; die Kammern können daher in dieſem Falle nicht 
von Rechtswegen zuſammentreten, ſondern müſſen von dem 
verantwortlichen Miniſterium zuſammenberufen werden. 

Zu Artikel 46 und 47. Bei Feſtſetzung der könig⸗ 
lichen Gewalt konnten die durch das Deutſche Bundesrecht 
etwa nothwendig werdenden Beſchränkungen der unbeding⸗ 
ten Territorial-Souverainetät nur vorbehalten werden, da 
vor der Hand deren Art und Maß noch nicht definitiv feſt⸗ 
geſtellt iſt. Was den Schlußſatz des Artikels 47 betrifft, ſo 
ſchien eine Beſchränkung des Einwilligungsrechts der Kam⸗ 
mern auf ſolche Verträge, welche den Staat belaſten oder 
den einzelnen Staatsbürgern Pflichten auflegen (Belgiſche 
Verfaſſungs⸗urkunde Artikel 68) aus dem Grunde nicht rath⸗ 
ſam, weil eines Theils jede praktiſche Anwendung dieſes 
innerlich unklaren Satzes auf den konkreten Fall faſt noth⸗ 
wendig zu Conflikten führt, und weil anderen Jheils die 
anſcheinend vortheilhafteſten Traktate in ihren weiteren Con⸗ 
ſequenzen oft große Nachtheile nach ſich ziehen. (Cfr. Oeſter⸗ 
reichiſche Verfaſſungs⸗urkunde $ 12.) 

Zu Artikel 48. Das königliche Recht der Begnadi⸗ 
gung muß einer Beſchränkung hinſichtlich der verurtheilten 
Miniſter unterliegen, wenn deren Verantwortlichkeit nicht 
illuſoriſch werden ſoll. — Das Recht der Abolition greift 
dagegen in das Gebiet der geſetzgebenden und der richterli⸗ 
chen Gewalt allzuſehr ein, als daß daſſelbe innerhalb der 
conſtitutionellen Monarchie dem Könige allein überantwortet 
werden könnte. 

Zu Artikel 55. Die Mehrheit des Verfaſſungsaus— 
ſchuſſes erblickte in der gleichen Concurrenz der Krone bei 
der Geſetzgebung einen Fundamentalſatz der conſtitutionellen 
Monarchie und verwarf darum den Vorſchlag, dem Könige 
überhaupt nur ein Veto einzuräumen. Es wurde indeſſen 
zur Vermeidung jeder dauernden Colliſion zwiſchen der Krone 
und der Volksvertretung für nothwendig erachtet, die Ges 
nehmigung der Erſteren nach dreimaliger unveränderter An⸗ 
nahme eines Geſetzesvorſchlages ſtillſchweigend oorauszuſetzen. 

Zu Artikel 56 — 62. Bei der Zuſammenſetzung der 
zweiten Kammer ging die Kommiſſion von dem Prinzipe 
aus, daß von den Wahlen zu dieſem legislativen Körper 
Niemand, der überhaupt politiſche Rechte im Staate beſitze, 
auszufchließen fei, damit Jedem mittelbar Gelegenheit gege— 
ben werde, an der National⸗Vertretung Theil zu nehmen. 
Sie fand in dieſer Beziehung die in dem bisherigen provi⸗ 
ſoriſchen Wahlgeſetze vom 8. April 1848 enthaltenen Grund: 
fäge — mit den in der Verfaſſungs⸗urkunde angegebenen 
Modifikationen — für völlig zweckentſprechend. Zur Ber: 
1 der Uebelſtände, die aus zu großen und deshalb 
ſchwerfälligen Verſammlungen entſtehen, wurde die Zahl der 
Mitglieder auf 350 feſtgeſetzt. Im Eink ange mit dem oben 
aufgeſtellten Grundſatze der größtmöglichſten Theilnahme 
der Nation an ihrer Vertretung hat die Kommiſſion die 
Zahl der Wahlmänner um das Doppelte vergrößert. Da⸗ 
rin, daß jeder Wahlbezirk mindeſtens 2 Deputirte zu wäh: 
len habe, glaubte ſie einen Schutz gegen das überwiegend 
hervortretende Lokalintereſſe bei den Wahlen zu finden. Die 
Kommiſſion bekannte ſich ferner dem Prinzip nach zu dem 
Modus der direkten Wahlen, hielt aber mit Rückſicht auf 
den Stand der politiſchen Bildung, die vorläufige Beibe⸗ 
haltung der indirekten Wahlen für nothwendig. Sie konnte 
ſich nicht bewogen finden, das Ausſcheiden eines Theils der 
Mitglieder der Kammer während der Dauer der Legislatur⸗ 
periode feſtzuſetzen, um dem jedesmaligen Volkswillen in fei: 
ner Totalität mehr Geltung zu verſchaffen. Sie hielt end⸗ 
lich zur paſſiven Wählbarkeit einen einjährigen Aufenthalt 
in Preußen deshalb für nothwendig, weil mindeſtens ein 
Zeitraum von der angegebenen Dauer erforderlich iſt, um 
ſich mit den Verhältniſſen des Landes vertraut zu machen. 
Die Kommiſſion nahm an, daß bei einem Wahlınanne 
Schreibenskunde nicht erforderlich ſei, hielt jedoch die fpe- 
zielle Aufnahme dieſer negativen Beſtimmung in die Ver⸗ 
faſſungs⸗Urkunde nicht für nöthig, da es genügt, wenn eines 
ſolchen Erforderniſſes überhaupt nicht gedacht wird. 

Zu Artikel 63 — 68. Die Kommiſſion ging bei der 
Beſtimmung über die Wahl zur erſten Kammer von dem 
Grundſatze aus, daß die Mitglieder ebenfalls aus Volkswah⸗ 
len — ohne welche eine erſte Kammer bald bedeutungslos 
wird — hervorgehen, zugleich aber eine Bürgſchaft dafür 
gefunden werden müſſe, daß in ihr eine vorzugsweife In⸗ 
telligenz und Geſchäftskunde vertreten werde. Die Vereini⸗ 
gung beider Momente glaubt ſie in dem vorgeſchlagenen 
Wahlmodus gefunden zu haben. Denn bei den Bürgern, 
welche von den Kreiſen und Gemeinden zu Bezirks- und 
Kreisvertretern gewählt werden, läßt ſich Popularität, In⸗ 
telligenz und Sachkenntniß vorausſetzen. Die von ihnen 
ausgehenden Wahlen werden daher ebenfalls dieſen Eigen: 
ſchaften entſprechen. Die Kommiſſion hält es deshalb auch 
nicht für nothwendig, die paſſive Wählbarkeit zur erſten 
Kammer zu beſchränken, mit Ausnahme des Erforderniſſes 
des reiferen Alters von 40 Jahren. 

Zu Artikel 70. Die regelmäßige Einberufung der 
Kammern im Monat November ſchien angemeſſen, damit 
in jeder Seſſion noch Geſchäfte ſowohl für das laufende 
als für das folgende Jahr erledigt werden könnten, und da⸗ 
mit die Abgeordneten in ihren bürgerlichen Verhältniſſen 
möglichſt wenig geſtört würden. Die Beſtimmung, daß die 
Kammetn in den angegebenen Fällen von Rechtswegen zu: 
ſammentreten ſollten, war zur Sicherung ihrer unabhängi⸗ 
gen Wirkſamkeit unerläßlich. . 
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Zu Artikel 72. Die Geſetzes⸗Vorſchläge ber Ein⸗ man darauf rechnen können, daß der Beamtenſtand ſich die 


nahmen und Ausgaben des Staates, ſo wie über Ergänzung 
des ſtehenden Heeres, ſollen indeſſen nach dem Vorgange 
faſt aller konſtitutioneller Verfaſſungs⸗urkunden zuerſt der 
Genehmigung der Abgeordneten-Kammer vorgelegt werden, 
weil deſe letzteren Geſetze am unmittelbarſten das Volksle⸗ 
ben berühren, und weil die letztgedachte Kammer als der 
unmittelbarſte Ausdruck deſſelben anzuſehen iſt. Es ſollten 
indeſſen unter jenen Geſetzvorſchlägen allerdings nur eigent⸗ 
liche Finanzgeſetze verſtanden werden, nicht aber auch ſolche 
Geſetze, welche nur indirekt auf die Einnahmen oder Aus⸗ 
gaben des Staates einen Einfluß üben (z. B. Geſetze über 
Organiſation einer Behörde, über Anlage einer Straße 2c.), 
indem entgegengeſetzten Falles das Recht der Initiative der 
erſten Kammer kaum mehr beſtehen könnte. 


Titel VI. 
Von der richterlichen Gewalt. 


Die Verfaſſungs⸗Kommiſſion iſt bei Bearbeitung dieſes 
Titels von dem allgemeinen Geſichtspunkte ausgegangen, 
daß der künftigen Geſetzgebung über das materielle Recht 
und über die Prozeßform ſo wenig als möglich vorgegriffen 
werden dürfe. Indem die Kommiſſion, im Anſchluſſe an 
den Regierungs⸗Entwurf, im Artikel 81 die richterliche Ge: 
walt vom Könige ausgehen läßt, hat ſie zugleich die Auf⸗ 
hebung aller Patrimonialgerichte im Auge gehabt. Einer 
ausdrücklichen Aufhebung des auf Standesunterſchiede ges 
gründeten eximirten Gerichtsſtandes bedurfte es nicht mehr, 
da derſelbe ſchon durch den im Artikel 4 enthaltenen Grund⸗ 
ſatz der völligen Rechtsgleichheit aller Preußen beſeitigt 
wird. Die Artikel 82 bis 84 haben den Zweck, die im Ar⸗ 
tikel 81 grundſätzlich ausgeſprochene Unabhängigkeit des 
Richteramts gegen alle äußeren Einflüſſe ſicher zu ſtellen. 
Es iſt dabei als unzweifelhaft vorausgeſetzt worden, daß 
Staatsanwälte nicht zu den richterlichen Beamten gehören, 
und daß dieſe Beſtimmungen auf dieſelben mithin keine An⸗ 
wendung leiden. Der Artikel 85 behält zwar die Juſtizor⸗ 
ganiſation einem beſondern, mit der Verfaſſungsurkunde 
gleichzeitig zu erlaſſenden Geſetze vor, ſorgt aber durch die 
Eingangsbeſtimmungen für die Verallgemeinerung der in 
der Rheinprovinz erprobten Ausübung der Rechtspflege 
durch Einzelrichter, kollegialiſche Gerichte erſter und zweiter 
Inſtanz. Durch den Artikel 86 wird Fürſorge getroffen, 
daß zu dem Richteramte nur wiſſenſchaftlich und praktiſch 
befähigte Männer berufen werden. Während im Eingange 
des Artikels 87 dem anerkannten Bedürfniß beſonderer Han⸗ 
dels⸗ und Gewerbe⸗Gerichte Genüge geſchieht, iſt im zwei⸗ 
ten Satze in Ausführung des Art. 31 des Entwurfs zur 
Verfaſſungsurkunde die Einrichtung beſonderer Militär⸗Ge⸗ 
richte vorbehalten, deren Kompetenz durch den Geſichtspunkt 
der Aufrechthaltung militäriſcher Disciplin ausſchließlich bes 
ſtimmt werden ſoll. Da die allgemeinen Beſtimmungen über 
die Verhältniſſe des Richterſtandes und die Einrichtung der 
ordentlichen Gerichte auf die Handels-, Gewerbe- und Mi: 
litär⸗Gerichte nicht volle Anwendung leiden, ‚fo haben die 
Beſonderheiten ihrer Einrichtung dem Geſetze vorbehalten 
werden müſſen. Im Artikel 88 iſt das erſtrebenswerthe 
Ziel einer Einheit in den Formen der Rechtspflege ange⸗ 
deutet, und für dieſen Fall die Verſchmelzung der oberſten 
Gerichtshöfe der Monarchie in Ausſicht geſtellt. Durch die 
Beſtimmung des Artikels 89 ſoll dem durch die öffentliche 
Meinung längſt feſtgeſtellten Bedürfniſſe einer gänzlichen 
Befreiung des erkennenden Richters von gerichtlichen Admi⸗ 
niſtrationsgeſchäften entſprochen werden. Es bedarf keines 
Nachweiſes, daß in der bisherigen Verbindung der richter⸗ 
lichen Thätigkeit mit Adminiſtrationsgeſchäften, wohin die 
Führung von Hypothekenbüchern, Verwaltung der Vormund⸗ 
ſchaften, der Sportel- und Depoſitalmaſſen gehören, eine 
Hauptquelle der Mängel liegt, welche in der Rechtspflege 
des größten Theils der Monarchie ſich fühlbar gemacht a⸗ 
ben. Im Artikel 90 wird der Grundſatz der Oeffentlichkeit 
der Rechtspflege gewährleiſtet. Die Oeffentlichkeit kann 
nicht blos, wenn ſie der Ordnung und den guten Sitten 
Gefahr droht, ausgeſchloſſen werden; fie leidet auch in Gi: 
vilſachen, z. B. in Eheſcheidungsſachen, aus beſonderen 
Gründen gewiſſe Ausnahmen, deren Feſtſtellung dem Geſetze 
vorbehatten werden mußte. Die Vorſchrift des Artikels 91, 
daß bei den mit ſchweren Strafen bedrohten Handlungen 
(Verbrechen), ſowie bei politiſchen und Preßvergehen, die 
Entſcheidung über die Schuld des Angeklagten durch Ger: 
ſchworne erfolgen ſoll, war ſchon in der Verordnung vom 
6. April 1848. (G. S. pag. 87) als eine Grundlage der 
künftigen preußiſchen Verfaſſung bezeichnet worden. Im 
Artikel 92 hat die Nothwendigkeit einer geſetzlichen Grenz⸗ 
ſcheidung zwiſchen der Wirkſamkeit der Gerichte und der 
Verwaltungsbehoͤrden angedeutet und zugleich de Errich⸗ 
tung eines beſondern Gerichtshofs zur Entſcheidung von 
Attributions⸗Konflikten in Ausſicht geſtellt werden ſollen. 
Durch den Artikel 93 wird Fürſorge getroffen, daß bei 
Rechtsverletzungen, welche durch Amtsüberſchreitungen öffent: 
licher Civil⸗ und Militärbeamten verübt werden, die Ver⸗ 
antwortlichkeit der Beamten ſich nicht hinter ungeſetzliche 
Befehle ihrer Vorgeſetzten verſtecke, und dem ordentlichen 
Rechtsweg entgegentrete. 

Titel VII. 
Von den Staatsbeamten. 

Mit Rückſicht auf die ſpeziellen Beſtimmungen, welche 
über die Rechtsverhältniſſe des Richterſtandes zur Aufnahme 
in die Verfaſſungs⸗urkunde vorgeſchlagen werden, hat es 
der Verfaſſungs⸗Kommiſſion erforderlich geſchienen, daß auch 
der Rechtsverhältniſſe der nicht zum Richterſtande gehörigen 
Staatsbeamten darin gedacht werde. Es muß als eine unzwei⸗ 
felhafte Konſequenz der rerfaſſungsmaͤßigen Verantwortlichkeit 
der Miniſter angeſehen werden, daß der Regierungsanwalt ein 
freierer Spielraum in der Wahl ihrer ausführenden Organe 
zu gewähren iſt, und daß insbeſondere die Miniſter in der 
Anſtellung und Entlaſſung der an der Spitze der Verwal⸗ 
tungsbehörden ſtehenden Beamten, welche vorzugsweiſe u 
einer einflußreichen politiſchen Thätigkeit berufen ſind, nicht 
zweckwidrig beſchränkt werden. Allein es iſt kein Grund 
vorhanden, hieraus eine allgemeine und willkürliche Abſeg⸗ 
barkeit der Verwaltungebeamten ohne Unterschied ihres Be⸗ 
rufskreiſes herzuleiten, oder den Miniſtern gar das Recht 
einzuräumen, durch die aus politiſchen Gründen gebotene 
Verſetzung oder Entlaſſung der Verwaltungsbeamten zu⸗ 
gleich das Einkommen derſelben zu ſchmälern. Die Verfaſ⸗ 
ſungs⸗Kommiſſion glaubt vielmehr, daß in einer gewiſfen, 
mit den konſtitutionellen Formen ſehr wohl zu vereinigenden 
Selbſtſtändigkeit der Verwaltungsbeamten eine erwünſchte 
Garantie für ihre geſetzliche und volksthümliche Amtsverwal⸗ 
tung zu finden ſei, daß die Sorge für ihren Nahrungszuſtand 
und das entſittlichende Bewußtſein der Rechtloſigkeit ihnen 
durch angemeſſene Regelung und Sicherſtellung ihres Rechts⸗ 
verhältniſſes fern gehalten werden müſſen. Nur dann wird 


volle Integrität und das Selbſtgefüh! eines würdigen Br 
rufs erhalten werde, welches die ſicherſte Bürgſchaft gegen 
den Mißbrauch des Amtes enthält. Die Kommiſſion ber 
ſcheidet ſich aber, daß die Organiſation der innern Verwal⸗ 
tung erſt in ihren Grundzügen feſtſtehen muß, bevor ſich die 
Einzelheiten eines Staats dienergeſetzes erörtern laſſen. Sie 
hat es deshalb der künftigen Geſetzgebung überlaſſen wollen, 
dieſe Verhältniſſe zu ordnen, indem ſie ſich darauf beſchränkt, 
dem Grundſatze ſchrankenloſer Willkür in Verſetzung und 


gegenzutreten, daß pflichtgetreuen Beamten gegen willkür⸗ 
liche Entziehung von Amt und Einkommen verfaſſungsmä⸗ 
ßiger Schutz gewährt werden ſoll. — Außerdem ſcheint es 
der Kommiſſion unerläßlich, den bereits etatsmäßig ange⸗ 
ſtellten Beamten die Anſprüche zu gewährleiſten, welche ſie 
im Vertrauen auf deren Unverletzbarkeit, in Erfüllung der 
läſtigen Bedingungen des Staatsdienſtes durch einen koſt⸗ 
ſpieligen, die ungetheilte Kraft und Thätigkeit ihres Lebens 
erfordernden Bildungsgang und durch pflichtgetreue Amts⸗ 
führung ſich erworben haben. * 


Titel VIII. 
Von der Finanz: Verwaltung. 

Die Verfaſſungs⸗Kommiſſion hat zu weſentlichen Abän- 
derungen oder Zuſätzen der Regierungs⸗Vorlage in dieſem 
Titel keinen Anlaß gehabt, da die Grundſätze beachtet wa⸗ 
ren, auf welchen die Eonftituticnelle Ordnung der Finanz⸗ 
Verwaltung beruhen muß. Die alljährliche öffentliche Feſt⸗ 
ſtellung des Budgets durch ein Geſetz, als einzige Richt⸗ 
ſchnur der Finanz⸗Verwaltung, die Bewilligung der Steuern 
und Abgaben durch Geſetze, die Abſchaffung aller Steuer⸗ 
bevorzugungen und die öffentliche Rechnungsablage über den 
Staatshaushalt ſind durch die Artikel 96 bis 101 ſicherge⸗ 
ſtellt. Es iſt anerkannt worden, daß die Vorprüfung der 
Rechnungen und die Feſtſtellung ihres Reſultats durch eine 
vom Staats⸗Miniſterio unabhängige Behörde, die Ober: 
Rechnungskammer, erfolgen müſſe, welche ſo den Kammern 
die allgemeine Rechnung vorzulegen hat, damit die Ent⸗ 
laſtung der Staatsregierung erfolgen kann. Es verſteht 
ſich von ſelbſt, daß auch die ſpeziellen Unterlagen der allge⸗ 
meinen Rechnung den Kammern auf Erfordern zugänglich 
ſind, inſofern deren Einſicht bei Prüfung der allgemeinen 
Rechnung nothwendig erſcheint. Die Ober-Rechnungskam⸗ 
mer bedarf unter den jetzigen Verhältniſſen einer ihre Unab⸗ 
hängigkeit von der Regierungsgewalt mehr gewährleiſtenden 


Einrichtung, die der künftigen Geſetzgebung vorbehalten 
werden muß. 
b Titel IX. 
Von den Gemeinden, Kreis und 
Bezirks⸗Verbänden. 


Die Verfaſſungs-Kommiſſion erkannte einſtimmig die 
Nothwendigkeit an, der Bezirks-, Kreis- und Gemeinde: 
Verwaltung einen befondereu Abſchnitt in der Verfaſſunge⸗ 
Urkunde zu widmen. Die bisherige Eintheilung des Staa⸗ 
tes in Provinzen, als Verwaltungsbezirke, beizubehalten, 
erachtete man nicht für angemeſſen, fondern entſchied ſich 
für die Eintheilung des Landes in Bezirke, Kreiſe und Ge⸗ 
meinden, ohne aber deshalb die Vorausſetzung aufzugeben, 
daß bei der Bildung der Bezirke und Kreiſe auf die ſeit⸗ 
herige Begrenzung der Provinzen möglichſt Rückſicht ge: 
nommen werden würde. Die beſchloſſene Eintheilung hebt 
die bisherige Gemeinſchaftlichkeit der verſchiedenen Geld- und 
ſonſtigen Provinzial: und Kreis⸗Inſtitute nicht auf, indem 
hierfür durch Ausſchüſſe der Bezirks- und Kreisvertretung 
auch ferner geſorgt werden kann. Die Grenzen, Einrich⸗ 
tungen und Verwaltungsformen näher feſtzuſtellen, mußte 
beſonderen Geſetzen vorbehalten, als leitender Grundſatz 
jedoch die Wahrung des Intereſſes des Volkes in den ver⸗ 
ſchiedenen Stadien durch gewählte Vertreter zugleich auch 
das Recht der Selbſtregierung, in Bee reff der inneren An: 
gelegenhei en und der Vermögensverwaltung ausgeſprochen 
werden. Auf dieſe Weiſe ſollte ein freies ſelbſtſtändiges Ge⸗ 
meindeleben befördert und geſichert, gleichzeitig aber auch der 
organiſche Zuſammenhang der einzelnen Theile des Staates 
mit dem Ganzen erhalten und den Gentralbehörben die Lei⸗ 
tung deſſelben erleichtert werden. Hierbei erſchien zunächſt 
eine Vereinfachung des Staats⸗Organismus erforderlich und 
wurden deshalb die bisher beſtehenden kollegialiſchen Regie⸗ 
rungen mit den zwiſchen dieſen und dem Miniſterio ſtehen⸗ 
den Ober⸗Präſidenten nicht beibehalten, vielmehr die Bil⸗ 
dung kleinerer Bezirke, mit einem, die Exekutivgewalt re⸗ 
präfentirenden, dem Minifterio direkt untergeordneten Vor⸗ 
ſteher an der Spitze beſchloſſen. Die Gemeinden und die 
zur Wahrung und Förderung der gemeinſamen Intereſſen 
mehrer Gemeinden zu bildenden Kreiſe find möglichft un⸗ 
abhängig und feibfiftändig hingeſtellt, um fie in ihrer freien 
Entwickelung nicht zu behindern. Darum ſollen auch die 
Vorſteher der Kreiſe wie die der Gemeinden von dieſen, be⸗ 
ziehungsweiſe von deren Mitgliedern gewählt, hierdurch aber 
die Exekutivgewalt des Staats in ihrer Organiſatien nicht 
berührt werden. — Die Minorität wollte die Kreis⸗Vorſte⸗ 
ber durch die Staatsgewalt ernannt wiſſen, weil nach ihrer 
Anſicht die Kräftigung und Verantworlichkeft der Exekutiv⸗ 
gewalt dies erheiſche, zumal da auch die Stellung dieſer 
Kreis⸗Vorſteher eine ganz andere, als die der bisherigen 
Landräthe ſein würde. Es iſt noch zu erwähnen, daß bei 
der Beſtimmung unter 4, das Bedürfniß erkannt wurde, 
nur ſolchen Mitgliedern einer Gemeinde eine volle Berechti⸗ 
gung in allen Gemeindeangelegenheiten zu geben, bei wel: 
chen ein lebhafteres Intereſſe an der Erhalkung und Förde: 
rung des Gemeindeweſens vorausgeſetzt werden kann; jede. 
weitere Beſchrankung ſollte aber auch fern gehalten werden 


Allgemeine Beſtimmungen. 
Motive zu Artikel 103—109. 

Die Abänderungen des Verfaſſungsentwurfes, welche 
bei den „Allgemeinen Beſtimmungen“ vorgenommen ſind, 
rechtfertigen ſich theils durch den Inhalt der vorherigen 
Artikel, theils bedürfen fie keiner befondern Begründung. 

Zu Artikel 110. Der Entwurf läßt es undeutlich, 
ob die im $ 84 deſſelben bezeichneten a im Gefolge eines 
allgemein, oder eines für jeden beſondern Fall zu erlaſſenden 
Geſetzes außer Anwendung geſetzt werden dürfen. Die Kom⸗ 
miſſion entſchied ſich für die letztere Alternative, hat aber 
zugleich für ſehr dringliche Fälle des Kriegs und Aufruhrs 
dem Staatsminiſterio nicht durchaus die Hände binden 
wollen, übrigens die Zuläſſigkeit einer ſolchen zeitweiſen 
Suspendirung nur in Anſehung der in Artikel 5, 13 und 
26 zugeſicherten Rechte anerkannt, und die Garantie in den 
ſofortigen Bufammenberufungen der Kammern gefunden, 

Berlin, den 26. Juli 1848. 


Die Verfaſſungs⸗Kommiſſion. 
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Entlaſſung der Staatsbeamten durch die Verheißung ent⸗ 
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Z Berlin, 1. Auguſt. [Tages neuigkeiten.) 
Unſere Stadt bietet ein Feld fehr lebhafter Bewegung. 
Die Aufforderung des Reichskriegsminiſters zu der dem 
Reichsverweſer zu leiſtenden Huldigung hat in allen 

arteien eine Regſamkeit hervorgerufen, wie wir ſie 
bis dahin hier zu ſehen nicht gewohnt waren. Den 
in den letzten Tagen häufiger hervortretenden Demon⸗ 
ſtrationen im excluſiv preußiſchen Sinne folgen jetzt 
entgegengeſetzte Demonſtrationen im Sinne der deut⸗ 
chen Einheit. — Unterdeſſen haben viele Einwohner 
erlins auf Anregung mehrerer patriotiſcher Vereine 
die Abſicht, den 3. Auguſt im preußiſch⸗natlonalen 
Sinne durch Aushängung ſchwarz und weißer Fahnen 
zu feiern. — Am geſtrigen Abend fand vor den Zel⸗ 
ten eine Volksverſammlung ftatt, in welcher ſich meh⸗ 
tere Redner ſehr entſchieden gegen die jüngſten Regun⸗ 
gen des preußiſchen Patriotismus ausſprachen. Die 
erſammelten gingen mit einem Hoch auf die deutſche 
inheit auseinander. — Vorgeſtern Abend iſt ein Kas 
valeriſt vom 20. Landwehrregiment, der Depeſchen an 
einen höhern Offizier zu bringen hatte, von mehreren 
Perſonen im Thiergarten gewaltſam überfallen und zur 
erausgabe der Papiere aufgefordert worden. Der 
ehrmann hat ſich mit ſeinem Säbel durch die An⸗ 
greifer durchgehauen, nachdem er Einem derſelben das 
hr adgeſchlagen und einem Andern einen bedeutenden 
Hieb durch das Geſicht beigebracht. — Vom hieſigen 
reihandelsverein iſt ein Proteſt an die Frankfurter 
erſammlung gegen die dortigen Schutzzollbeſtrebungen 
abgegangen. — Die Zeitungshalle iſt wegen Geld⸗ 
Mangel ernſtlich in ihrer Exiſtenz gefährdet. Herr 
Julius hat einen Aufruf an alle Demokraten erlaſſen, 
worin er ſie auffordert, durch Groſchenbeiträge in den 
ereiuen eine Summe von 10,000 RKthl. zur Auf⸗ 
rechterhaltung ſeines Blattes zuſammenzubringen. 

Berlin, 1. Auguſt. Tages⸗Bericht des Cor: 
reſpondenz-Bureaux.] Geſtern Abend noch machte 
der Polizei⸗Präſident bekannt, daß die Straßen⸗Ver⸗ 
ſammlungen unter den Linden wegen der Geſtalt, die 
ſie in neueſter Zeit angenommen hätten, unterſagt ſeien, 
und daß es nur dieſer Anzeige und keiner Zwangsmit⸗ 
tel bedürfen werde, um weiteren Zuſammenrottungen 
zu begegnen. Nichts deſtoweniger, oder vielleicht eben 
darum war der Linden⸗Klubb zahlreicher beſucht als je. 

ie Conſtabler zogen in großen Haufen — man ſpricht 
von 1200 Mann, die zu dieſem Zweck ausgerückt ſeien, 
wir ſelbſt ſahen einen Zug von mindeſtens 300 Con⸗ 
ablern — heran, umringten Schuldige wie Unſchul⸗ 
ige, verhafteten Jeden, den ſie zu ergreifen vermochten, 
auch die harmloſeſten Spaziergänger, und wurden end⸗ 
lich durch die Energie eines Droſchkenkutſchers oder 
vielmehr ſeines Gaules geſprengt, dem ſie im Interſſe 
der Ordnung durch ihre Zuſammenrottung die Straße 
verſperrten. Auch die Bürgerwehr iſt eingeſchritten und 
at hier und da von dem Bajonnet Gebrauch gemacht. 
— Diefe Vorgänge find alle wenig bedeutend in ihrer. 
äußeren Erſcheinung, ſie tragen aber zur Mehrung des 
Gährſtoffes, der reichlich genug vorhanden iſt, nicht 
wenig bei. Alle Welt fragt ſich: wozu die Conſtabler 
in einem Zeitpunkt wo Berlin ruhiger war, als je, 
als ſelbſt vor dem März? Alle Welt ſpricht von Kra⸗ 


„ wallen, die man im Intereſſe der Reaction künſtlich 
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herbeiführen wolle. Leute ſelbſt, die, ſei es aus zu 
hoher oder aus zu geringer politiſcher Einſicht nicht 
leicht geneigt ſind, in jedem Tagesereigniß Plan und 
bſicht zu erblicken, ſprechen von Plänen zu offiziel— 
len Emeuten, — eine Bezeichnung, die jetzt fo po⸗ 
pulär geworden iſt, daß ihr keine Emeute, die etwa 
entſtehen möchte, wird entgehen können. So viel iſt 
unbezweifelt, daß Alles, was an Unruhen und Exceſſen 
in der letzten Zeit vorgefallen iſt, ſich an die Einrich⸗ 
tung der Conſtabler knüpft, und daß innerhalb der 
letzen Wochen vor deren Auftreten ſich nichts Aehn— 
liches ereignet hat. Niemand, welcher Partei er auch 
politiſch ſich zuneigen mag, zweifelt hier daran, daß 
dieſes Inſtitut theils durch ſeine abſolute Ueberflüſſig⸗ 
keit, theils durch ſeine Taktloſigkeit die Exceſſe veran⸗ 
laßt. — Von dem Oberſten der Conſtabler, Hrn. Kaiſer, 
wird verſichert, daß er geſtern Abend einem Volkshau⸗ 
fen zugerufen habe: „Lumpengeſindel packt euch 
nach Hauſe!“ — Studenten, die auf Grund ihres 
echtes Waffen zu tragen, dieſem Herrn unter Waffen 
begegnet ſind, hat er unter den gröbſten Mißhandlun⸗ 
gen angreifen, entwaffnen und verhaften laſſen. Dazu 
kommt eine Spionage, wie ſie in Petersburg und 
arſchau kaum ſtattfindet. Beſtimmte Kaffeehäuſer 
werden überwacht, die Zeitungs-Halle wird von Con⸗ 
ſtablern umkreiſt; die bekannteren Mitglieder des demo: 
kratiſchen Klubbs ſtehen unter beſonderer Aufſicht der 
„Schutzmänner,“ und ſelbſt die unverletzlichen Abgeord— 
neten der Linken können keinen Schritt gehen, ohne 
von einem Gliede der „neuen Schöpfung,“ wie Herr 
von Bardeleben ſeine Schutzwehr nennt, gefolgt zu 
rden. Als vorgeſtern Nacht einige der bezeichneten 
geordneten in dem Hippelſchen Weinlokale verſam⸗ 

t waren, ſtanden nicht weniger als acht Conſtabler 
unter dem Fenſter des Lokals, horchten auf die etwas 
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laute Unterhaltung und maßen jeden Ein- und Aus⸗ 
tretenden vom Wirbel bis zur Zehe. — Auch von an⸗ 
dere Seiten her geſchieht Alles, um das längſt ermü⸗ 
dete Volk in Aufregung zu verſetzen. Heute ift ein 
Flugblatt mit der Ueberſchrift: Schmachvolle Selbſt⸗ 
entwürdigung der Berliner Bürgerſchaft, nicht nur an 
den Straßenecken durch Anſchläge, ſondern ſogar 
durch portofreie Zuſendungen an einzelne Bürger, be- 
ſonders an Schankwirthe verbreitet. In 7 Artikeln 
wird die Bürgerſchaft mit Vorwürfen überhäuft, daß 
ſie ſich der von republikaniſchen Ausländern, Juden 
und erbärmlichen Literaten veranſtalteten Märzemeute 
nicht widerſetzt habe, daß ſie die Beerdigung der Ka⸗ 
daver im Friedrichshain zugelaſſen habe, daß ſie den 
Friedrichshain nicht „Galgenberg oder Mörder⸗ 
grube“ benenne u. ſ. w. daß neben dieſen Ausdrük⸗ 
ken bekannte Volksmänner gedungene Pöbelaufwiegler 
genannt werden, kann nicht verwundern. Am Schluſſe 
heißt es dann: der König dürfe nicht eher nach 
Berlin, als bis die gegenwärtige Genera: 
tion ausgeſtorben iſt. Unterzeichnet iſt Ein Preuße, 
Druckort und Offizin find gar nicht angegeben. — 
So ſprechen die Freunde der Ordnung, der Geſetzlich⸗ 
keit und der Ruhe. — Heut früh kam das 24. Re⸗ 
giment vom Exerciren und die Regimentsmuſik ſpielte 
die Melodie: Ich bin ein Preuße ic. Aus dem 
Volke, welches unter den Linden verſammelt war, 
brachte einer, nachdem die Muſik geendet hatte, dem 
vereinigten Deutſchland ein Hoch! Ein Lieutenant in 
Civil, der mit feinem Lohnbedienten aus einem Hotel 
kam, mißhandelte den Rufenden mit Stockſchlägen. 
Dies hatte einen Zuſammenlauf großer Maſſen zur 
Folge. Die Sache endigte mit einer Prügelei. Der 
Lieutenant und der Lohnbediente wurden durchgeprügelt 
und zur Wache gebracht. Vor dem Wachgebäude 
wiederholte das Volk den Ruf: Deutſchland hoch! 
und da die wachhabende Bürgerwehr einſtimmte, ſo 
zerſtreuten ſich die Haufen. — Der Buchdruckereibe⸗ 
ſitzer Fähnrich iſt heut früh — im Bette verhaftet 
worden. Er iſt einer Majeſtätsbeleidigung angeſchul⸗ 
digt. — Die Buchdruckergehülfen ſtellen von 
heute ab die Arbeiten ein. Die Zeitungen werden 
muthmaßlich nur das Nothdürftigſte bringen, ſo weit 
Satz und Druck durch die Prinzipale und Lehrlinge 
ſich herſtellen laſſen. Der Buchdruckerei-Beſitzer Edu⸗ 
ard Krauſe, Drucker der National⸗Zeitung, hat ein 
Manifeſt an die Gehülfen erlaſſen, indem er zur 
Fortſetzung der Arbeit ermahnt. Er macht Einigungs⸗ 
vorſchläge: 1) gemeinfame Verwaltung der Corpora⸗ 
tionsangelegenheiten durch einen aus 5 Prinzipalen 
und 5 Gehülfen zuſammenzuſetzenden Vorſtand; 2) 
ein in gleicher Art zuſammenzuſetzendes Schiedsgericht; 
3) Ordnung des Lehrlingsweſens dahin, daß jede 
Druckerei von 1—3 Preſſen nur einen Lehrling und 
von je 3 Preſſen mehr nur einen Lehrling mehr, 
keine Druckerei aber mehr als 8 Setzer- oder Druk⸗ 
kerlehrlinge halten darf; 4) Beſteuerung der Druck⸗ 
mafchinen zum Vortheil der Gehülfen und ihrer Un⸗ 
terſtützungskaſſe; 5) gemeinſchaftliche Regulierung des 
Unterſtützungskaſſenweſens unter Betheiligung der 
Prinzipale an den Beiträgen. — Wie wir hören, ſind 
die Stimmführer der Gehülfen nicht abgeneigt, auf 
dieſe Vorſchläge einzugehen. — Dem Vernehmen nach 
wird der Abgeordnete Prof. Bauerband an Stelle 
des gegenwärtigen Curators der Univerſität zu Bonn, 
geheimen Raths von Bethmann-Holweg treten. 

Aus der Stadt Schönlanke wird hierher gemel⸗ 
det, daß die dort beſchäftigten Berliner Eiſenbahnarbei⸗ 
ter zu 500 Mann in die Stadt gedrungen find, um 
von der Eiſenbahn-Direktion andere Bedingungen der 
Arbeit zu ertrogen. Das in Schönlanke ſtehende Der 
tachement Ulanen mußte einſchreiten, und es find da⸗ 
bei 15 Mann durch Lanzenſtiche oder Säbelhiebe ver: 
wundet. (Voß. 3.) 

Poſen, 31. Juli. [Garniſonwechſel. Re⸗ 
form in der Verwaltung.] In den erſten Ta⸗ 
gen des kommenden Monats wird das ſeit vielen Jah⸗ 
ren hier garniſonirende 18. Infanterie-Regiment aus⸗ 
rücken und nach Weſtpreußen verlegt werden. An ſeine 
Stelle erhalten wir das 5. Regiment. Außerdem wird 
die Beſatzung unſerer Feſtung durch eine Batterie von 
Magdeburg verſtärkt. Als den erſten Schritt zur 
Reorganiſation der Verwaltungsbehörde dürfen wir 
die bevorſtehende Auflöſung der Abtheilung III. der 
hieſigen Regierung betrachten. Ihre Funktionen ver⸗ 
ſehen fortan vier von einander unabhängige Forft: und 
Domainen-Direktoren, die ihren Sitz in Poſen, Brom: 
berg, Gneſen und Meſeritz nehmen werden. (Poſ. 3.) 

Hamm, 29. Juli. [Ein Reſcript.] Ein Re 
feript der Regierung zu Arnsberg verbietet 2 hieſigen 
jüdiſchen Theologen, ferner bei Ausübung ihrer kirchli⸗ 
chen Funktionen die bisherige Amtstracht anzulegen, 
weil dieſelbe den Talaren der evangeliſchen Geiſtlichen 
ſehr ähnlich ſei und man deshalb nur eine Verhöhnung 
der evangeliſchen Kirche darin ſehen könne. G. H.) 


Krieg mit Dänemark. 8 
Apenrade, 29. Juli. Bis jetzt iſt noch nichts 
über eine Bewegung der deutſchen Truppen nach Jüt⸗ 
land hinein bekannt geworden; indeſſen werden fort⸗ 
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während Kranke nach dem Süden geſchafft, während 
Reſerven und Rekruten hier anlangen oder zur Haupt⸗ 
armee durchziehen. — Geſtern iſt der zweite Sohn des 
Herzogs von Auguſtenburg, der als Dragoner-⸗Offizier 
dient, hier nach Süden durchgereiſt. — Am hieſigen 
Orte ſind die Barrikaden, welche die freie, jetzt wieder 
ziemlich lebhafte Paffage auf unbequeme Weiſe be⸗ 
ſchränkten, gänzlich verſchwunden. 

Steckholm, 26. Juli. In der Post- och In- 
rikes Tiduingar wird die Meldung der Odenſeer Zei⸗ 
tung daß die in Faaburg liegenden ſchwediſchen Trup⸗ 
pen Befehl erhalten, ſich marſchfertig zu halten, mit 
einem Fragezeichen begleitet. In den Briefen dieſes 
Blattes aus Malmö wird trotz der Nachricht, daß 
Wrangel die Unterzeichnung der Waffenſtillſtandsbe⸗ 
dingungen weigere, ein guter Ausgang der fortgeſetzten 
Unterhandlungen erwartet. — Der König wird Ende 
dieſer Woche aus Malmö zurück in der Hauptſtadt 
erwartet. Auch dieſe Nachricht ſpricht nicht für ein⸗ 
tretende Theilnahme der Schweden an dem däniſchen 
Kriege. ; 

. 30. Juli. Von den beiden Schif⸗ 
fen, die geſtern, wie ſchon gemeldet, im Anſegeln bes. 
griffen waren, iſt eins ſeitdem wirklich in unſeren Ha⸗ 
fen gelangt. Es iſt das engliſche Schiff Indus, Capt. 
Cox, von Bahia kommend. Capt. Cox verdankt es 
nur ſeinem energiſch fortgeſetzten Petitioniren in Kopen⸗ 
hagen, daß er einen Geleitsbrief auf hier erhalten, 
während andere engliſche Capitaine, die mit ihren auf 
hier beſtimmten Schiffen noch immer in däniſchen Hä⸗ 
fen liegen, ein Gleiches bis jetzt nicht zu erreichen wuß⸗ 
ten. Das andere Schiff, welches im Anſegeln begrif⸗ 
fen war, iſt gleichfalls ein engliſches geweſen, von der 
Fregatte Hapfruen jedoch zurückgewieſen worden, und 
demnächſt ſofort weiter geſegelt. — Capitain Cor theilt 
noch mit, daß er am 28ften d. unter Arcona (Rügen) 
einer impoſanten ruſſiſchen Flotte von 13 Se: 
geln und einigen Dampfſchiffen begegnet ſei, 
die im Manövriren begriffen war. (Oſtſee⸗Z.) 


Deutſchlan d. ’ 
Frankfurt, 29. Juli. [Verhandlungen des 
deutſchen Handwerker- und Gewerbe⸗Kon⸗ 
greſſes.] In der heutigen Sitzung ſtattete die für 
die Kleinhandelfrage ernannte Kommiſſion Bericht ab. 
Zahlreiche, einſtimmig und dringlich die Beſchränkung 
des Kleinhandels fordernde Anträge dienten ihr zur 
Vorlage. Eine im Laufe der letzten Verhandlungen 
öfter vorkommende Meinung über den Handel äußerte 
ſich dahin, daß der Handelsſtand ſich eine Stellung 
über den Producenten und Konſumenten angemaßt, die 
ihm nicht gebühre, daß, wenn die Letzteren direkt mit 
einander in Verbindung treten, der Handel von ihnen 
ſelbſt betrieben werden könne, und einer Zwiſchenperſon 
gar nicht mehr bedürfe; daß der Handel aber, wenn 
der Handwerker ihm nicht obliegen wolle, von Beam⸗ 
ten im Dienſte des Handwerkerſtandes zu beſorgen ſei. 
Die Deputirten aus den norddeutſchen Hanſeſtädten 
machten wiederholt darauf aufmerkſam, daß man un⸗ 
ter Kaufmann in Norddeutſchland den Großhändler, 
den Ueberſeehändler verſtehe, von dem hier nicht die 
Rede ſein könne. Der Antrag: „Nur dem Handwer⸗ 
ker iſt der Handel mit ſeinen Erzeugniſſen und den in 
ſein Fach einſchlagenden Gegenſtänden erlaubt,“ wurde 
nach einer Diskuſſion angenommen, welche dadurch in 
die Länge gezogen ward, daß auch für die Nothwen⸗ 
digkeit der Zwiſchenperſon Anſichten ſprachen. Der 
zweite vorgetragene Kommiſſionsbericht betraf den Schutz 
des Handwerkerſtandes nach Außen, und zeichnete ſich 
durch ſeine Gründlichkeit aus. Er ſtellte die folgenden 
durch die über dieſen Punkt daran gereihte Diskuſſion 
wenig abgeänderten Forderungen: Schutz der deutſchen 
Induſtrie durch eine entſprechende Beſteuerung auslän⸗ 
diſcher Gewerbserzeugniſſe; Begünſtigung der Einfuhr 
des in Deutſchland gar nicht oder nicht hinlänglich 
erzeugten Rohmaterials, und Handelsverträge mit dem 
Auslande. Dieſe Anträge wurden mit dem Zufag: 
„die Ausfuhr deutſcher Fabrikate iſt vom Staate durch 
Ausfuhrprämien zu begünſtigen,“ angenommen. Der 
dritte Kommiſſionsbericht bezog ſich auf die Hülfsmit⸗ 
tel zur Hebung des deutſchen Handwerkerſtandes. Der 
folgende Antrag ward angenommen: Unentgeltlicher 
Unterricht in allen Schulen und Verbeſſerung derſel⸗ 
ben; Gründung von Gewerbeſchulen auf Koſten des 
Staates zur Fortbildung der für ein Gewerbe beſtimm⸗ 
ten Knaben, in denen der techniſche Unterricht durch 
praktiſch gebildete Lehrer ertheilt wird. Ebenfo wurde 
die vom Ausſchuß beantragte Errichtung von Hülfs⸗ 
kaſſen und Vorſchußbanken und die Abfaſſung zweck⸗ 
mäßiger Kreditgeſetze angenommen. Und damit hat 
der Kongreß ein groß Stück Arbeit zu Stande ge⸗ 
bracht. Das Programm iſt aus dem Groben heraus: 
gearbeitet; bei der zweiten Berathung und Abſtimmung, 
der daſſelbe unterworfen werdeu ſoll, wird wohl hier 
und da noch eine Modification vorgenommen wer den. 
(Siebente Sitzung des Geſellen-Kong reſ⸗ 
ſes am 26. Juli.] Nachdem der Schriftführer Cor: 
des das Protokoll der früheren Sitzung verleſen und 
nichts dagegen bemerkt wurde, ging der Vorſitzende 
Linke zur Tagesordnung über, und wurde zuerſt die 
im Gewerbe⸗Kongreß, auf Aufforderung an uns, von. 


Philippſon (Deſſau) wegen eines in der Oberpoſt⸗ 
amtszeitung erſchienenen anonymen Proteſtes abgege⸗ 
bene Erklärung einſtimmig anerkannt. Die Debatte 
beginnt, und hat die wichtigſten Elemente des 
Handwerkerthums zum Gegenſtande: Freizügig⸗ 

keit, Sicherſtellung der Arbeit und der Arbei⸗ 
tenden. Roos will freies Niederlaſſungs⸗ 
recht, das Jordan mit dem Zuſatze unterſtützt, Bür⸗ 
gerrechtögelder nicht mehr zu erheben und ſtatt derſel⸗ 
ben von den Kommunen ein den Einwohner-Nutzun⸗ 
gen gemäßes Einzugsgeld erhoben zu wiſſen, welches 
Einzugsgeld, nach der Meinung Linke's verhältnißmä⸗ 
ßig, progreſſiv fein müſſe. Waſſermann hinge⸗ 
gen will bei der Aufnahme in die Kommune, daß die 
betreffende Innung des Einziehenden mit zu beſtim⸗ 
men habe. Die Stimmenmehrheit ſprach ſich aber 
ſpäter dahin aus: Ein freies Niederlaſſungsrecht in 
ganz Deutſchland, durch welches die Bürgerrechtsgel⸗ 
der aufgehoben und ſtatt derer nur ein Einzugsgeld, 
den Einwohner⸗Nutzungen entſprechend, aber verhält⸗ 
nißmäßig, progreſſiv erhoben werde! — Die Debatte 
ging dann zur Sicherſtellung der arbeitenden Klaſſen 
über und zwar wurde der ſchreckliche Zuſtand derſelben 
geſchildert, wenn ſie durch vorgerücktes Alter arbeits⸗ 
unfähig geworden. Koch nimmt das Wort und be⸗ 
antragt eine Invaliden⸗Kaſſe; doch fpricht ſich die 
Stimmenmehrheit für den Namen Penſionskaſſe 
aus, da ſie keine Gnadengelder, ſondern den Inter⸗ 
eſſenten dieſer Kaſſe nur Das wieder zurückzahlt, was 
ſie durch ihren Beitrag eingelegt. Der Antrag wird 
dahin motivirt: Von jedem Arbeitenden hat der Mei⸗ 
ſter per Woche 3 Kr. liſt gleich 1 Sgr.) vom Lohne 
abzuziehen und dieſes Geld alle vier Wochen dem ge⸗ 
werblichen Ortsvorſtande gegen Quittung zuzuweiſen. 
Dieſe verſchiedenen Ortsbehörden haben die eingelegten 
Gelder zu beſtimmten Zeiten den Bezirksbehörden des 
Gewerbeſtandes gegen Quittung zu übergeben, und 
von hier aus weiter fließen ſie in die Penſions-Cen⸗ 
tralkaſſe für Deutſchland, beaufſichtigt von einer Sec⸗ 
tion des Arbeiter-Miniſteriums. Dem Geſellen oder 
Arbeiter iſt hiernach, wo er ſich auch befindet, wenn 
er arbeitsunfähig wird, oder ein beſtimmtes Alter, 
etwa 50 Jahre, erreicht hat, feine Penſion, dem bis⸗ 
her verdienten Lohne entſprechend, von dem Ortsvor⸗ 
ſtande wöchentlich oder vierwöchentlich auszuzahlen. Es 
möchte faſt ſcheinen, als ob dieſer Vorſchlag nicht 
ausführbar wäre, weil die Anlage deſſelben nicht klar 
genug hervortritt; bedenkt man jedoch, daß Tauſende, 
zum Meiſterſtande übergehend, dann keine Anſprüche 
haben, andere Tauſende wegſterben, ehe die Penſion 
Rechtens ausgezahlt wird, ſo dürften ſich, wie die 
ſpätere Rechnung ergiebt, ſogar noch Ueberſchüſſe bil⸗ 
den, die zu anderen wohlthätigen Zwecken für Geſellen 
und Arbeiter beſtimmt werden können. Es iſt von 
dem 20. bis zum 50. Jahre beizutrageu, bevor die 
Penſion bezahlt wird. In 5 Jahren werden von 
100 Geſellen ſich ½ etablirt haben, wenn mit dem 
25. Jahre die Meiſterſchaft beginnt. In jedem Jahre 
werden unter 100 Geſellen zwei Sterbefälle vorkom⸗ 
men, mithin werden von dem 20. bis zum 50. Jahre, 
alſo in 30 Jahren, von 100 Geſellen 30 Meiſter 
werden und dadurch austreten, und 60 geſtorben ſein. 
In 30 Jahren erhalten 10 Penſion, alſo wird jedes 
Jahr der dritte Theil der Penſion eines Geſellen aus⸗ 
zuzahlen fein. Rechnet man durchſchnittlich in einem 
Jahr für jeden Geſellen 30 Wochen Arbeitszeit, fo er⸗ 

hält die Kaffe in einem Jahr von einem Geſellen 1 Atl., 
alſo von 100 Geſellen weniger 3: 97 Rthl. Die 
Penſion eines Geſellen zu per Woche 3 Reh. liefert 
für 52 Wochen 156 Rtl., mithin das Drittel 52 Rtl. 
— Die Kaſſe hätte ſomit, wenn alle Geſellen 20 Jahre 
alt beitreten, bei 100 einen jährlichen Ueberſchuß von 
46 Rthl. Da man aber rechnen kann, daß im Ans 
fang mehr alte als junge Inhaber der Kaſſe werden, 
fo dürfte in den erſten 15 Jahren auf keinen erheb⸗ 
lichen Ueberſchuß zu rechnen ſein, nur erſt nach 30 
Jahren müßte dieſer ſehr groß werden. Nachdem die⸗ 
ſer Vorſchlag von der Verſammlung einſtimmig aner⸗ 
kannt wurde, erklärte der Vorſitzende die Sitzung für 
geſchloſſen. (F. J.) 
Frankfurt 30. Juli. [Das neue Reichs mi⸗ 
niſterium.] Man erwartet in wenigen Tagen und 
zwar unmittelbar nach dem Eintreffen des Reichsver⸗ 
weſers, die Ernennung des Herrn Mathy zum Fi⸗ 


nanz⸗ und des Herrn Duckwitz zum Arbeitsminiſter. 


Es ſcheint, als würden vorläufig die Portefeuilles des 
Innern und des Aeußern in der Hand des Herrn von 
Schmerling verbleiben, während demſelben Herr 
M. v. Gagern als Unterſtaatsſekretaͤr für die aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten beigegeben wird. Daß Herr 
v. Deetz nicht zum Unterſtaatsſekretär, ſondern zum 
Chef des Militärkabinets unter dem Kriegsminiſter 
ernannt wird, ſteht feſt. Das Marineminiſterium 
ſcheint Heren von Bruck vorbehalten zu bleiben. 
Wer die Präſidentſchaft des Geſammtminiſterium über⸗ 
nehmen wird, iſt gänzlich ungewiß, und die darüber 
umlaufenden Gerüchte verdienen keinen Glauben. — 
Für die Geſandtſchaft nach Paris nennt man Herrn 
v. Andrian, für Petersburg den Fürſten Lich⸗ 
nowsky; Herr v. Rönne wird noch immer in der 
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Nationalverſammlung ausſchließlich für die Geſandt⸗ 
ſchaft in Washington bezeichnet. Vergeblich forſcht 
man, wer Deutſchland in England vertreten werde. 


zu gewinnen, wobei indeß nicht zu überſehen iſt, 
ſich derſelbe gegenwärtig als preußiſcher Geſandter da⸗ 
ſelbſt befindet und Preußen ſeine dortige partikulare 
Vertretung wohl nicht aufgeben wird. (O. P. A. 3.) 


Entweder, Oder! 

Unter dieſem Titel läßt ſich in der O. P. A. Ztg. die 
Stimme eines dentſchen Fürſten über die Einheit 
Deutſchlands alſo vernehmen: 

Einer jeden Nation ſteht unſtreitig das Recht zu, un⸗ 
ter gewiſſen umſtänden Reformen in ihren inneren Zuſtän⸗ 
den, ſelbſt durch gewaltſame Mittel, d. h. auf dem Wege 
der Revolution vorzunehmen. — Welches dieſe umſtände 
ſind, oder wann der Zeitpunkt eintritt, wo eine Nation von 
ſolchem Rechte Gebrauch machen ſoll, oder darf, iſt zu er⸗ 
örtern nicht der Gegenſtand dieſer Zeilen, ebenſowenig ob 
jene umſtände und jener Zeitpunkt für Deutſchland einge⸗ 
treten waren, als es vor Kurzem von dieſem Rechte Ge⸗ 
brauch machte. Hier genügt die Thatſache, daß es wirklich 
geſchehen iſt. Der Zweck der deutſchen Revolution war Be⸗ 
gründung bürgerlicher und religiöſer Freiheit, dann Herſtel⸗ 
lung eines einigen Deutſchlands. Nachdem die Nation in 
ihrer großen Majorität dieſen ihren Willen auf das Unzwei⸗ 
deutigſte durch theilweiſen oder gänzlichen Umſturz des Be⸗ 
ſtehenden kund gegeben hatte, war und mußte der zweite 
Schritt fein: das Errungene zu ordnen und zu befeſtigen 
und, ſo weit es lediglich noch Theorie oder Idee war, in 
die Wirklichkeit einzuführen. So wie die Revolution ein 
Ausbruch des Geſammtwillens der Nation war, fo mußte 
conſequenter Weiſe dieſelbe ſich auch aus ſchließlich die Her⸗ 
ſtellung der neuen Ordnung der Dinge vorbehalten. Die 
Nation übertrug daher einer durch fie gewählten National⸗ 
Verſammlung hierzu die Vollmacht. Indem die Regierun⸗ 
gen der einzelnen Staaten, d. h. die Ffürſten mit ihren Ständen, 
die Wahl zu dieſem conſtituirenden Reichstage auf bisher geſetz⸗ 
lichem Wege vernehmen ließen, haben dieſelben thalſächlich 
die Revolution anerkannt. Die Aufgabe der ſo gewählten 
Reichsverſammlung war es nun, den Willen der Nation in 
Vollzug zu ſetzen, d. h. Freiheit und Einheit in einer neuen 
Ordnung der Dinge zu begründen. Der bereits etwas un⸗ 
geduldig werdende Mandatar ſah endlich am 28. Juni die 
erſte Frucht reifen. Die Reichsverſammlung ernannte, und 
zwar wiederum ganz konſequenter Weiſe, aus eigner Macht⸗ 
vollkommenheit den proviſoriſchen Reichsverweſer ſammt ei⸗ 
ner Centralregierung; der deutſche Bund löſte ſich auf und 
legte feine Gewalt in die Hände der Reichsgewalt nieder. 
Ein großes Ereigniß! — Nicht nur, daß ſtatt des bisheri⸗ 
gen Staatenbundes ein deutſches Reich dekretirt worden 
war, ſondern die deutſche Nation wird nun hierdurch auch 
in die Lage verſetzt, durch die That zu zeigen, ob ſie wirk⸗ 
lich wahre Freiheit will, oder ob ſie ſich lediglich von einer 
Anzahl Demagogen hat leiten laſſen, in trauriger Nachäf⸗ 
fung deſſen, was im Nachbarſtaate vor ſich gegangen iſt.— 
Ferner, und ganz vorzüglich, wird die Nation darüber aber 
ſich entſcheiden müſſen, ob fie wirklich ein einiges und 
mächtiges Deutſchland haben will. Es iſt von der aller⸗ 
erößten Wichtigkeit, daß fie über dieſe Frage mit ſich ſelbſt 
in's Klare komme und dann ihren Willen feſtſtelle. — So 
wie es nur eine wahre Freiheit giebt, welche auf Geſetz und 
Ordnung beruht, ſo giebt es auch nur eine Einheit, eine 
thatſächliche Vereinigung aller Theile eines Ganzen, und 
zwar auf eine ſolche Weiſe, 
zwiſchen dem Ganzen und den Theilen nicht mehr ſtattfinden 
kann. Verfährt man anders, ſo wird nicht Einheit und 
Einigkeit, ſondern Trennung und Zwietracht begründet wer⸗ 
den. Will alſo die deutſche Nation Einheit, dann muß ſie 
nicht nur auch die Mittel hierzu wollen, ſondern auch die 
Conſequenzen davon adoptiren. Von baferiſchen, preußi⸗ 
ſchen, ſächſiſchen und andern Intereſſen im Gegenſatze zu 
deutſchen kann keine Rede mehr ſein; denn erſtere müßten 
in letzteren ihre Erledigung finden. Eiferſucht zwiſchen 
einzelnen Staaten, oder gar Schmähungen des Südens ge⸗ 
gen den Norden, oder umgekehrt, ſind alsdann frevel⸗ 
hafte Abſurditäten. Widerſpruch oder Ungehorfam ge⸗ 
gen die Reichsgewalt oder die Nationalverſammlung 
feld ein Verbrechen gegen die Würde der Nation 
ſelbſt; 
dem Fuße folgen müßte. Die dynaſtiſchen Intereſſen, 
fo weit ſolche ſich auf die Regierungsgewalt beziehen, 
können, fo die Nation Einigkeit will, nicht in Be 
tracht kommen; denn die Fürſten haben dieſem Willen ſich 
ebenſogut zu fügen, wie jeder anderer Deutſche. Will alſo 
die Nation das Wort zur That werden laſſen, ſo muß ſie 
die Reichsgewalt, d. h. Nationalverſammlung und Central⸗ 
Regkerung anhalten, ohne Nebenrückſichten, raſch und ent⸗ 
ſchieden alle jene Maßregeln zu ergreifen, welche dem Zwecke, 
ein freies und einiges Deutſchland herzuſtellen, entſprechen, 
und fie aber auch in dieſer Arbeit kräftig unterſtügen. — 
Das Zuſammenberufen von Bevollmächtigten der einzelnen 
Regierungen, wenn ihr Zweck ein anderer wäre als etwa 
den geſchäftlichen uebergang vom Alten zum Neuen zu er⸗ 
leichtern, wäre Höchft überflüſſig und ſchädlich. Sollen bie: 
ſelben vielleicht mit der Reichsgewalt negociren? Dann 
müßte die Nationalverſammlung ihre eigenen Beſchlüſſe wies 
der ſchlucken, und die Kraft und das Anfehen der Reichsre⸗ 
gierung wäre in der Geburt erſtickt. Fühlt jedoch die Na- 
tion jetzt, wo fie ſich entſcheiden muß, daß ihre bateriſchen, 
oder hannoveriſchen, oder preußiſchen, oder andere Reminis⸗ 
cenzen und Sympathien, ſo wie manche damit zuſammen⸗ 
hängende Intereſſen zu vorwiegend ſind, um dieſelben deut⸗ 
ſcher Einheit zum Opfer zu bringen; regt ſich der alte Geift 
der Zwietracht und der Abſonderung noch zu lebhaft; fühlt 
ſich die Eiferſucht zwifchen den Stämmen, zwiſchen Norden 
und Süden noch zu keaftig — wohlan, dann überzeuge die 
Nation ſich feibft davon, kehre zurück zum Staatenbunde, 
überlaſſe es den einzeinen Staaten ſich zu conſtituiren, rufe 
die allgemeine conftituirende Verſammlung zurück und ver⸗ 
abſchiede ebenſo Reichsverweſer als Reichsregierung. — 
Ein folder Staatenbund, an und für ſich, ſchließt die 
Möglichkeit nicht aus, wenn auch nicht ein freies und ei⸗ 
niges Deutschland, doch freie, in ihrem Bunde, nach außen 
Anſehen gebietende deutſche Länder herzuſtellen. Allein 
ein neues Reich zu conſtruiren und gleichzeitig unver⸗ 
meidlichen Kampf um die Herrſchaft mit den Einzelſtaaten, 
Uneinigkeit ſtatt Einigkeit, Schwäche ſtatt Macht förmlich zu 
organiſiren; ein Reich zu gründen, welches alle die Mängel 
des Alten in erhöhtem Maße in ſich ſchlöͤſſe, weil nun, nicht 


Verrath am Vaterlande, welchem die Strafe auf | land zu dem alten Staatenbund 


nur wie ehedem, Fürſten mit dem Kaiſer und Fürſten unter 
ſich ſtreiten und kämpfen würden, ſondern auch Ständever⸗ 
ſammlungen mit dem Reichsparlament, Ständeverſammlungen 
mit Ständeverſammlungen, Aſſociationen mit Aſſociationen, 


Man hofft, es werde gelingen, Herrn Bunſen dafür Volksverſammlungen mit Volks verſammlungen, Klubs mit 
daß Klubbs: das wäre denn doch ein zu unerhörtes Reſultat er 


ner Revolution, welche mit großen Opfern und Gefahren 
unternommen worden ift, um ein freies und einiges 
Deutſchland herzuſtellen! — Die Nation muß um ſo ernſtli⸗ 
cher dieſe Frage erwägen, weil fie fonft leicht in den Fall 
kommen konnte, ſich für immer lächerlich zu machen, indem 


ſie deutſche Einheit und Macht in die Welt poſaunt und in 


der That bald das Gegentheil darſtellen würde. Es ift eine 
Pflicht der Nation, ſich beſtimmt darüber klar zu werden, 


was fie will. Sie allein hat zu entſcheiden! Da indeß heut 


zutage jedermann, berufen oder unberufen ſeine Anſicht aus⸗ 
ſprechen zu dürfen glaubt, ſo wird dies wohl auch dem Ver⸗ 
ſaſſer dieſer Zeilen vergönnt ſein? Derſelbe iſt der Ueber⸗ 
zeugung, daß die deutſche Nation nunmehr auf dem betrete⸗ 
nen Wege voranſchreiten muß, um ein einiges, ſtarkes Deutſch⸗ 
land im vollſten Gegepſatze zu einem uneinigen, ſchwachen 
Bundes ſtaate herzuſtellen. Es iſt Pflicht und Ehrenſache z 
Intereſſe und Klugheit erheiſchen es. Der Rückſchritt zum 
Staatenbunde, oder die Gründung eines ſchwachen Bundes⸗ 
ſtaats durch ſtarke ausgeprägte Selbſtſtändigkeit der Ein⸗ 
zelſtaaten würde nur eine traurige Uebergangsperiode zu 
neuen Kataſtrophen und neuen Revolutionen bilden. Große 
Ideen, wie jetzt ſich der Deutſchen bemächtigt haben, kön⸗ 
nen wohl für einige Zeit wieder ſchlummern, kommen aber 
demohngeachtet wieder von neuem und mit erneuter Kraft 
zum Durchbruch. Die Gefahr, revolutionäre Zuſtände oder 
vielleicht den Bürgerkrieg in Deutſchland für eine Reihe von 
Jahren einheimiſch zu machen, iſt für dieſes, für ganz Eu: 
ropo, ja ſelbſt für die Givitifation zu groß, als daß nicht 
Alles aufgeboten werden müßte, um ſie abzuwenden. — 
Für die Reichsgewalt, d. h. Reichsregierung und National⸗ 
Verſammlung, wird es, getragen von dem Willen der Na⸗ 
tion, zur ernſten Pflicht, mit Muth und Entfchiebenheit die 
große Aufgabe zu löſen. Die Reichsgewalt muß, ſo weit 
es hierzu nöthig iſt, die Souveränetät der einzelnen Staa⸗ 
ten an ſich ziehen; fie muß die hierzu nöthige Organifation 
Deutſchlands ungefäumt vornehmen; fie muß, indem ſie den 
Reichs⸗Regierungs⸗Organismus cinrichtet, jenen der einzel⸗ 
nen Staaten reduciren. Ein vollſtändig eingerichteter Cen⸗ 
tralftaat, in welchem widerum eben fo vollſtändig einge⸗ 
richtete größere und kleinere Staaten eingeſchachtelt werden, 
wäre wirklich ein Unding, dabei ſo koſtſpielig, daß die Na⸗ 
tion es nicht ertragen würde. Auch dürfte die Erfahrung 
bald lehren, daß die Souveränetät ſich nicht theilen läßt. 
Die Reichsgewalt muß namentlich den diplematiſchen Ver⸗ 
kehr der Einzelſtaaten nach Außen und im Innern alsbald 
aufheben und in ihren Händen concentriren. Es ift dies 
eine Lebens frage! Sie wird und muß die Intereſſen 
eines jeden Theils von Deutſchland gleich würdigen 
und vertreten. Sie muß ſich die unbedingte Dis⸗ 
poſition der Streitkräſte aneignen und nach Gutdünken dar⸗ 
über verfügen. Sie muß die Zoll⸗Linie an Deutſchlands 
Grenze rücken. Sie darf nicht dulden, daß neben ihr Res 
gierungen oder konſtituirende Ständeverſammlungen in eine 
zelnen Staaten ſich mit dem beſchäſtigen, was der Natio⸗ 
nalperſammlung allein obliegt. Wird aber der Reichsge⸗ 
walt der Gehorſam verfagt, dann müßte fie die Strafe auf 
dem Fuße folgen laſſen. Sie müßte ungehorſame Minifter, 
Generale, oder ſonſtige Beamte vor ihre Schranken fordern 
und zur Rechenſchaft ziehen. Sie müßte Ständeverſamm⸗ 
tungen und Truppenkorps auflöfen, fo ſich dieſelben ihren 
Befehlen widerſetzten. Nur fo allein wird die Reichsge walt 


daß ein Streit oder ein Kampf | den Willen der Nation, ein freies und einiges Deutſchland her⸗ 


zuſtellen, vollziehen, vorausgeſetzt, daß dieſes wirklich der 
Wille der letzteren auch iſt. Nur ſo wird ſie die Kraft er⸗ 
langen, um im Innern Ordnung und Ruhe, und damit den 
Wohlſtand wieder einzuführen; nur ſo, und hierdurch die 
Möglichkeit finden, jene ſozialen Fragen befriedigend zu lö⸗ 
ſen, welche weder Worte noch der Donner der Kanonen für 
immer zu beſeitigen mehr im Stande ſind. So endlich 
würde Deutſchland dem Auslande gegenüber eine Achtung 
gebietende Haltung einnehmen können, ohne, wie bis letzt, 
nur mit leeren Drohungen zu reizen. Jeder andere We 
welchen die neue Reichsgewalt einſchlagen würde, müßte ent⸗ 
weder zu einem uneinigen ſchwachen Deutſchland führen 
(weil man den Samen der Zwietracht von vornherein wie⸗ 
der in den Boden legte), oder fie wird allmälig Deutſch⸗ 

urückbringen. Es wäre 
wirklich einer großen Nation und N ad Vertreter nicht wür⸗ 
dig, wollte fie ſich ſelbſt täufhen, das Eine ausſprechen, das 
Andere wollen. Alſo: Entweder, Oder! 

Frankfurt a. M., im Juli 1848. 2 
F. Karl Fürft Leiningen. 
Oeſterrei ch. 


Wien, 1. Auguſt. [Eine Regentſchaft 
iſt in Ausſicht für den Fall, daß der Br 
nicht zurückkehrt. Die Akademie der Wiffen: 
ſchaften. Der Grenadier-Offizier mit der 


Zigarre. Judenhetze.] Die Spannung, womit 


die Bevölkerung dem Reſultat der nach Innsbruck in 
das Doflager geſendeten reichstäglichen Deputation ent⸗ 


gegenſieht, iſt ſehr groß, denn Jedermann fühlt, daß , 


ſich an dieſen Schritt die entſcheidende Wendung öſter⸗ 
reichiſcher Geſchicke kettet, denn im Fall der Monarch 
bei feiner Weigerung beharrt, was bei dem Starrſinn 
ſeiner Rathgeber und der Aengſtlichkeit ſeines Gemü⸗ 
thes zu befürchten ſteht, wird das Miniſterium im 


Einvernehmen mit dem Reichstag zu der Einſetzung 


einer Regentſchaft ſchreiten. Heute Morgen las 
man an den Straßenecken ein Plakat, das dem Volk 
die Lage der Dinge in ernſter Sprache recht eindring⸗ 
lich darſtellte, und namentlich darauf hinwies, daß der 


Kaiſer nur der erſte Beamte im Staate ſei, und als 


ſolcher feinen Pflichten nachkommen muͤſſe, wenn er 
ſeiner Stellung nicht verluſtig werden wolle. Ich höre, 
die Sicherheitswache habe die Schrift mit Beſchlag 


belegt, und dem Sicherheitsausſchuß überbracht, deſſen 


Meinung noch unbekannt iſt. — D. kk. Akademie der 
(Fortſetzung in der Beilage.) 


Mit einer Beilage. 


1945 


Beilage zu ©) 2 179 der Breslauer Zeitung, 


Donnerstag den 3. Auguſt 1848. 


(Fortſetzung.) . 5 
Wiſſenſchaften hat zwei neue Sektionen erhalten, näm⸗ 
lich für die Philoſophie und die Staatswiſſenſchaft und 


für die theoretiſche Arzneikunde; unter den neun neu 


ernannnten Mitgliedern befinden ſich die vortrefflichen 
Aerzte Rokitanski und Skoda, und die gelehrten Pro⸗ 
feſſoren Exner und Feuchtersleben. — Der Grenadier⸗ 
Offizier, welcher die Militärwache im Burghof befeh⸗ 
ligte, und bei dem Vorüberzug der Reichstagsmitglie⸗ 
der zur Todtenfeier für die Märzopfer während die 
Nationalgarde unter die Waffen trat, mit brennender 
Cigarre im Munde zwiſchen der Thür des Wachzim⸗ 
mers lehnte, iſt deshalb zur Verantwortung gezogen 
worden, und es ſteht dahin, ob ſeine Ausflucht, kein 
Aviſo erhalten zu haben, genügen könne. — Die Ju⸗ 
denhetze will noch immer kein Ende nehmen, und täg⸗ 
lich erſcheinen Plakate und Flugſchriften, die gegen die 
Kinder Iſraels zu Felde ziehen. 

* [Kriegs ſchauplatz. Nach den neueſten 
Nachrichten aus Verona vom 28. Juli ſind auch 
alle Verſchanzungen mit Goito und allen Kanonen der 
Piemontefen genommen. Die wüthenden Kroaten ha⸗ 
ben in den letzten Schlachten Alles mit Bajonnet-An⸗ 
griffen erkämpft. — Marſchall Radetzky hat erklärt, 
er hätte in den früheren Kämpfen nichts Aehnliches 
erlebt. Da die neueſten Berichte aus Verona vom 
28. kein Wort weiter von dem Waffenſtillſtand 
ſagen, ſo ſcheint es nach obigen Ereigniſſen mehr als 
gewiß, daß der Marſchall die Operationen unaufhalt⸗ 
ſam fortfebt. Karl Albert ſucht über Marcaria 
Cremona zu erreichen und der Herzog von 
Genug Brescia. — In Trieſt wurden am 29. 
und 30. nichts als Freudenfeſte über die glorreichen 
Thaten unſerer Armee gefeiert. Die ſardiniſche Flotte 
iſt nach Venedig abgeſegelt. 

ss Peſth, 30. Juli. (Dem König von Un⸗ 
garn wird eine entſchiedene Alternative ge⸗ 
ſtellt. Koſſuth wird wieder ungariſch und 
deshalb populärer. Niederlage der Inſur⸗ 
genten.] Ein eben angekommener Courrier aus 
Szegedin brachte dem Miniſterium die erfreuliche Nach: 
richt, daß die Ungarn den aufſtändiſchen Serbianern 
bei den „römiſchen Schanzen“ eine große Niederlage 
beigebracht haben. Die Schanzen wurden mit Slurm 
genommen. Der vortreffliche Moritz v. Szentkiralyi, 
eine alte parlamentariſche Celebrität in Ungarn, hat 
als Kapitän der Cumaner und Jaßygen das Meiſte 
dabei gethan. Die nähern Details werde ich Ihnen 
nach den offiziellen Berichten mittheilen. — Die land⸗ 
tägliche große Deputation wird von dem König in 
Innsbruck dringend verlangen, daß wenn er nicht 
ſelbſt bald hierher kommen wolle, der Erzherzog 
Franz Joſeph, Sohn des Erzherzogs Franz Karl, 
zum König von Ungarn und deſſen Neben⸗ 
ländern ſchon jetzt gekrönt werde und ſeine 
Reſidenz in Ofen nehme. Die Krönung des 
Erzherzogs Franz Joſeph ſoll in der Weiſe geſchehen, 
wie die des jetzt regierenden Ferdinand zur Lebenszeit 
Franzens I., fo daß dem alten Könige durch die Krö— 
nung des jungen von der eigenen Souverenetät nichts 
abgehen würde, nur daß die Ausübung dieſer Son: 
vereuetät an die Anweſenheit in Ungarn geknüpft 
wäre. Dieſe entſchiedene Alternative iſt der Deputa- 
tion erſt in den letzten Tagen übermacht und von der 
immer offener hervortretenden Feindſeligkeit des wiener 
Miniſteriums gegen Ungarn veranlaßt worden. Koſ⸗ 
ſuth, welcher in der italieniſchen Frage den Guizot 
ſpielte und dadurch in der öffentlichen Meinung viel 
verloren hat, tritt jetzt wieder in ſeiner gewohnten 
energievollen Tribunskraft auf und übt um ſo größern 
Einfluß, als man geſehen, bis zu welchem Grade 
der Nachgiebigkeit ſelbſt mit Hintanſetzung ſeiner Po— 
pularität er heruntergeſtiegen. Wir können uns nur 
freuen, daß Koſſuth von der ſchlüpfrigen Bahn, deren 
erſte Betretung ihm ſchon ſo viel geſchadet, zu feiner eigent⸗ 
lichen Beſtimmung wieder zurückgekehrt iſt. Die Reaktion 
geht durchaus auf die Vernichtung der ungariſchen unab: 
hängigen Regierung aus, was fie aber nur dann errei⸗ 
chen könnte, wenn Ungarn ſich durch trügeriſche Ver⸗ 
ſprechen zur Entſendung ſeiner Truppen nach Italien 
verleiten lieſſe, während der illyriſche Aufſtand noch 
im vollen Brande wäre. Der Landtag hat aber die 
Hülfstruppen gegen Italien unter der ausdrücklichen 

edingung bewilligt, daß der Hof zuerſt die illyriſchen 
nruhen vollkommen beſchwichtigen helfe. Nachdem 
nun die Reaktion ihre Intrigue mißlungen ſieht, tritt 
15 - mit der Forderung gerade heraus und giebt 
en Anſchein einen Kampf auf Tod und Leben 
wagen zu wollen. — Briefe aus Belgrad melden 
das der Erzbiſchof vo 2 
dort geweſen, der ſerbiſche Miniſter Wutſits aber keine 
Neigung gezeigt, den ſerbiſchen Aufſtand im Banat zu 
unterſtützen. Der ſerbiſche Befehlshaber Novakovich 


n Karlowitz, Joſeph Rajacſics, 


hat ſogar in dem Milanowitzer Kreiſe mit Todesſtrafe 
den Uebergang auf die ungariſchen Grenzen verboten. 
Doch wird von ſchaarenweiſen Eindringlingen aus Ser: 
bien berichtet, welche, wie es ſcheint, von der ſerbiſchen 
Regierung, neben öffentlicher Mißbilligung im Gehei⸗ 
men unterſtützt werden. Das ungariſche Miniſterium 
hat daher die Weiſung erlaſſen, jeden bei Aufwiegelung 
ergriffenen oder ſonſt gefangen gemachten Serbier ohne 
Weiteres aufzuknüpfen. 
Donau ⸗Fürſtenthümer. 

Jaſſy, 24. Juli. Seit vorgeſtern iſt hier das 
Gerücht verbreitet, daß ein ruſſiſcher Kourier ſowohl 
dem General Duhamel, als dem General-Konſul von 
Kotzebue mißbilligende Noten ihrer Regierung über⸗ 
bracht, daß ſie den Einmarſch der ruſſiſchen Truppen 
in die Moldau veranſtaltet. Ja es circulirt das, 
durch einige Umſtände faſt zur Wahrſcheinlichkeit ge: 
ſtempelte Gerücht, daß bereits am 27ſten ſowohl die 
hier auf dem Copo lagernden, als die in Berlad ſta⸗ 
tionirten und nach der Wallachei beſtimmten ruſſiſchen 
Truppen den Rückmarſch nach Beſſarabien antreten 
würden. Der neue ottomanniſche Kommiſſär, Suli⸗ 
man Paſcha, ſoll ſich in Begleitung des Pforten— 
Dolmetſch, Emir Effendi, vorerſt nach Bukareſt und 
dann nach Jaſſy begeben, wo er die Unterſuchung ge— 
gen den Hoſpodar, bezüglich der von den Landes⸗ 
Bojaren eingelaufenen Beſchwerden zu pflegen hat. 

(Wiener 3.) 
Frankreich. 

Paris, 29. Juli. National-Verſammlung. 
Sitzung vom 28. Juli. Nachtrag.] Das Ge: 
ſetz über die Klubbs iſt endlich nach Verwerfung einer 
Anzahl von Amendements und Zuſatz⸗Artikeln, mit 629 
gegen 100 Stimmen angenommen worden. Die Ent⸗ 
gegnung Proudhons und die Diskuſſion über Thiers 
Finanz⸗Rapport wird auf Montag verſchoben, wo auch 
Mauguins Interpellationen über die auswärtige Politik 
Statt finden werden. 

(Sitzung vom 29. Juli.] Der Präſident Mar⸗ 
raſt theilt einen Brief Joachim Murats mit, worin 
dieſer anzeigt, daß er mit einer Miſſion der Regierung 
beauftragt ſei und daher an den Arbeiten der Verſamm⸗ 
lung vorläufig nicht Theil nehmen könne. An der Ta⸗ 
gesordnung iſt die Diskuſſion über das Geſetz wegen 
der mobilen Nationalgarde. Die Regierung hat für 
dieſelbe einen Kredit von 9,600,000 Fres. verlangt. 
Die Kommiffion ſchlägt vor, diefen Kredit auf 6 Millio⸗ 
nen zu reduciren, indem man die mobile Fußgarde 
beſchränke; die mobile Garde zu Pferde aber ganz auf— 
hebe. Bei Poſtſchluß dauert die Berathung über die⸗ 
ſen Gegenſtand noch fort. 

(Vermiſchtes.] Die Konſtitutions-Kommiſſion 
wird am 6. Auguſt den umgearbeiteten Verfaſſungs⸗ 
Entwurf der National⸗Verſammlung vorlegen. — Die 
parlamentariſche Unterſuchungs-Kommiſſion über die in⸗ 
ſurrektionellen Bewegungen des 15. Mai und des 
23. Juni hat ihre Arbeit beendet. Sie hat beſchloſſen 
keinen Anklage-Akt gegen einzelne Perſoneu zu erlaſſen, 
aber ihren Bericht ſammt allen Dokumenten, Zeugen⸗ 
verhören u. ſ. w. zu veröffentlichen, damit das Land 
ſelbſt klar ſehen und urtheilen könne. Unter den Zeu⸗ 
gen befinden ſich die Herren Cauſſidiere und Louis 
Blanc, die mehrere Male verhört wurden. 

Großbritannien. 

London, 28. Juli. [Die Nachricht, daß in 
Irland der Aufſtand noch nicht ausgebro⸗ 
chen, beſtätigt ſich.] Die geſtern mitgetheilten tele⸗ 
graphiſchen Nachrichten aus Liverpool über den Aus⸗ 
bruch des Aufſtandes in Irland find ſämmtlich 
leere Gerüchte geweſen, welche abſichtlich von 
Dublin aus verbreitet worden ſind. In der geſtrigen 
Sitzung des Oberhauſes gab Lord Lansdowne 
auf eine Anfrage Lord Brougham's darüber fol: 
gende Auskunft: Er freue ſich, im Stande zu ſein, zu 
erklären, daß die über Irland heute verbreiteten Nach⸗ 
richten entweder ganz ungegründet wären oder wenige 
ſtens einen nur ſehr geringfügigen Grund hätten. Die 
Regierung ſei im Beſitz einer Depeſche des Lord⸗Lieu⸗ 
tenants von Irland, vom Mittwoch Nachmittags 3 Uhr 
datirt, und darin ſtehe nichts von einem Ausbruch des 
Aufſtandes. Eben ſo enthalte ein zweites Schreiben 
aus Dublin von 6 Uhr Abends deſſelben Tages keine 
Andeutung darüber. Irland befinde ſich allerdings in 
der Lage, daß täglich ein Aufſtand zu erwarten fei, 
aber er glaube, derfelbe werde von anderen Umſtänden 
begleitet ſein und andere Folgen haben, als die gemel⸗ 
deten. Als der Marquis von Londonderry hierauf 
noch einige Bemerkungen über die nur zu billigende 
Politik der Regierung in Irland gemacht hatte, kün⸗ 
digte Lord Lansdowne an, daß er ſo eben ein neues 
Schreiben aus Dublin, von Mittwoch 7 Uhr Abends 
datirt, erhalten habe und auch hierin nichts von dem 
Aufſtande, der alſo jedenfalls rein erfunden, ſtehe. — 


Im Unterhauſe ſprach ſich auf dieſelbe Weiſe der 
Miniſter des Innern, Sir George Grey, auf eine 
Interpellation des Herrn Monſell aus. 

London, 29. Juli. Nach Berichten aus London vom 
29. Juli (über Hull) war der Süden von Irland, den letz⸗ 
ten in London eingegangenen Dubliner Berichten zufolge 
vollkommen ruhig; auf die Habhaftwerdung des Hrn. 
Smith O'Brien war ein Preis von 500 Pfd. St. 
geſetzt worden, eben ſo war ein Preis von 300 Pfd. 
für die Verhaftung der Herren Meagher, Dillon und 
Doheny ausgelobt. — Nach Berichten aus Kilkenny 
vom 28ſten ſoll ſich O'Brien mit 2000 Bewaffneten 
zu Ballingany befinden und entweder auf Kilkenny 
oder Urlingford marſchiren wollen. 5 7 

Bei dem Feſtmahle der Deutſchen in Greenwich 
am 27ſten theilte Ritter Bunſen, der den Vorſitz 
führte, der Verſammlung mit, daß die engliſche Re⸗ 
gierung einen ausgezeichneten Staatsmann 
zur Beglückwünſchung des Reichsverweſers 
nach Frankfurt zu ſenden beabſichtige. — Ritter 
Bunſen hat am 28ſten, Abends, London verlaſſen, 
um ſich nach Berlin zu begeben. Die Times wol⸗ 
len wiſſen, daß er zum Minifter-Präfidenten und Mi⸗ 
niſter der auswärtigen Angelegenheiten im deutſchen 
Reichsminiſterium beſtimmt ſei. (Börſenh.) 


Italien. 

Von der italienijchen G änze, 23. Juli, wird 
dem „Mannheimer Journal“ geſchrieben: In Modena 
ſind am 18ten und 19ten Abends bedeutende Unruhen 
vorgefallen. Es ſcheint, daß dabei die republika⸗ 
niſche und die öſterreichiſche Partei gemeinſchaftliche 
Sache mit einander gemacht haben. Volkshaufen 
durchzogen mit dem Geſchrei: „Nieder mit Karl 
Albert!“ die Straßen der Stadt; es wurden An⸗ 
griffe auf das Negierungsgebäude, in welchem der kgl. 
ſardiniſche Commiſſair wohnt, unternommen, und in 
einigen Straßen machte man ſelbſt Anſtalten, Barri⸗ 
kaden aufzuführen. Dem Einſchreiten der Truppen 
und der Nationalgarde gelang es nur mit Mühe, die 
Ruhe für den Augenblick herzustellen. Auf beiden 
Seiten ſollen dabei Verwundungen vorgekommen ſein. 
Nach den letzten Berichten dauerte die Gährung noch 
immer fort, und Karl Albert hat deshalb ein Corps 
von mehreren taufend Mann abgeordnet, um in der 
Stadt als Beſatzung zu bleiben. Die italieniſchen 
Blätter gehen über dieſe Vorfaͤlle entweder mit Still⸗ 
ſchweigen hinweg, oder ſie behandeln ſie wie eine 
Sache, die kaum der Erwähnung werth iſt. 


Lokales und Provinzielles. 


XX Preslau, 2. Auguſt. Ueber die bedauern: 
würdigen Ereigniſſe in Schweidnitz am 31. 
Juli und 1. Auguſt geht uns aus offizieller 
Quelle folgender Artikel zu: et 

Die Verweigerung des Kommandanten, den Zu⸗ 
ſammenruf der Bürgerwehr durch Signale zu geſtat⸗ 
ten, hatte gegen denſelben eine Mißſtimmung hervor⸗ 
gerufen, die ſich am Abend des 31. Juli durch eine 
Demonſtration in Form einer Katzenmuſik Luft machte. 
Die Aufforderungen der Kommandantur an die Poli⸗ 
zeibehörde und an den Bürgermeiſter blieben ohne Er⸗ 
folg; vielmehr erging von dem Bürgermeiſter die Er⸗ 
wiederung, daß der Kommandant Truppen zur Her⸗ 
ſtellung der Ruhe ausrücken laſſen möchte. Hierauf 
wurde eine Compagnie vor die Kommandantur beor⸗ 
dert, das Gebäude gegen fernere Steinwürfe zu ſchützen. 
Der Zuſammenruf der Bürgerwehr erfolgte durch Läu⸗ 
ten der Glocken. Dieſe Art des Zuſammenrufens der 
Bürgerwehr war den Truppen nicht bekannt, ſie er⸗ 
kannten vielmehr hierin ein Sturmläuten, und glaub⸗ 
ten die ganze Ordnung der Dinge umgeſtürzt, um auf 
jeden moͤglichen Fall vorbereitet zu ſein, wurde von 


Seiten der nunmehr zunächſt vorrückenden Compagnien 


geladen, die Leute derſelben aber ermahnt, nicht ohne 
Befehl zu feuern. Auf dem Ringe eingetroffen, erhielt 
dieſe Compagnie Befehl, auf die Maſſe anzurücken; die 
Truppen avancirten unter Inſulten und Steinwürfen 
im Sturmſchritt, mit dem Gewehr rechts zur Attaque, 
um den Platz zu ſäubern. Ein dem Vorgehen der 
Compagnie entgegentretender Bürgerwehrmann verwun⸗ 
dete einen Offizier derſelben durch einen Bajonnetſtich 
im Daumen. Als die Compagnie am Vorbau des 
Rathhauſes, gegenüber der Kommandantur, angekom⸗ 
men war, ſielen auf dieſelbe zwei Schüſſe, von denen 
der eine, aus einem Hauſe gethan, einen Soldaten in 
der Richtung von der Stirn zum Gaumen ſchwer ver⸗ 
wundete. Durch dieſen Vorfall ließ ſich einer der im 
Gliede zunächſtſtehenden Soldaten zum Feuern verlei⸗ 
ten, und dieſem Schuß folgten noch im Ganzen 102 


Schüſſe, welche 8, nach neueren Angaben 11 Mann 
auf dem Platze, oder in Folge der Wunden tödteten, 
an Verwundeten find außerdem 14 zur Kenntniß ge⸗ 
kommen. Nach dieſem Vorfalle wurde der geräumte 
Ring militäriſch beſetzt. Die Nacht verging ohne 
weitere Störung. Am anderen Morgen fanden neue 
Zuſammenrottungen ſtatt. Die Truppen wurden be⸗ 
ſchimpft und mit Steinen geworfen, bis von Neuem 
Generalmarſch geſchlagen wurde, worauf vorüberge— 
hende Ruhe eintrat. Um die Ordnung möglichſt ohne 
weitere blutige Conflicte herzuſtellen, ſollte eine Con: 
vention abgeſchloſſen werden, wornach das Militär das 
Zeughaus und die Wachen beſetzt behalten, hingegen 
die Bürgerwehr den Sicherheitsdienſt innerhalb der 
Stadt übernehmen ſollte. Während der Verhandlung 
darüber wurden die mit der Vollziehung beauftragten 
Stabsoffiziere von dem in das Rathhaus eingedrun— 
genen Volke gedrängt und zum Weichen aus einem 
in das andere Zimmer genöthigt, bis ſie endlich durch 
Militärmannſchaft wiederum befreit wurden. — Eine 
noch nahere Feſtſtellung der Thatſachen wird die ein⸗ 
geleitete Unterſuchung ergeben. — Es ſcheint, als ob 
eine Störung der Ruhe in Schweidnitz gegenwärtig 
nicht zu beſorgen wäre. 


* Schweidnitz, 1. Auguſt. Blutige Vor: 
fälle.) Es war eine ſchreckliche Nacht, die wir hier 
heute durchlebt haben. Unſchuldiges Bürgerblut iſt 
vergoſſen worden, die zur Herſtellung der Ordnung zu— 
ſammengetretene Bürgerwehr hat einen herben Verluſt 
erlitten. Und was iſt die Urſache dieſes unglückſeligen 
Ereigniſſes geweſen? Eine Geringfügigkeit: die Wei⸗ 
gerung Seitens des Kommandanten, daß die Bürger— 
wehr mittelſt Trommelſchlages zum Exerziren zuſam— 
menberufen werde. Das hierüber erbitterte Volk gab 
dem Kommandanten ſeine Mißſtimmung durch eine 
Katzenmuſik zu erkennen, und ſoll ſich unſer Bürger— 
meiſter ſo weit vergeſſen haben, daß er das militäriſche 
Einſchreiten verlangt, noch ehe die Bürgerwehr zuſam— 
mengetreten war. Kaum erſchallten die erſten Glocken⸗ 
ſchläge, als Sammlungsſignal für die Bürgerwehr, 
ſo beſetzte ſchon das Militär den Ring und feuerte, 
ohne vorhergegangenes Warnungszeichen, auf die herz 
beieilende Bürgerwehr. Dieſe konnte keinen Wider⸗ 
ftand leiſten, denn fie hatte keine Munition. Elf 
Todte ſind vom Platze getragen worden, darunter eine 
ſchwangere Frau. Auch ſind zahlreiche Verwundungen 
vorgekommen. Später wurden auch Kanonen aufge⸗ 
fahren. Die Aufregung iſt ſehr groß, und läßt noch 
Vieles befürchten. — Die Offiziere, welche heute auf 
dem Rathhauſe mit den Stadtverordneten Maßregeln 
für die Sicherheit der Stadt beriethen, wurden von 
dem erbitterten Volke ſo bedrängt, daß ſie durch 
Militair befreit werden mußten. Die Ar⸗ 
tillerie⸗Offiziere erklärten heute dem Kommandanten, 
daß die ganze Angelegenheit zu ſehr eine perſönliche 
für ihn ſei, als daß er vorläufig noch das Kom— 
mando hier führen könnte. Er übergab es in Folge 
deſſen an den Major v. Thilo. Die Unterhandlun⸗ 
gen führten heute dahin, daß das Militär von den 
Wachtpoſten zurückgezogen und dieſe von Bürgerwehr 
beſetzt wurden. — Der Kommandant hat unſere 
Stadt verlaſſen und die Garnifon ſoll nach Silber: 
berg verlegt werden. Der Bürgermeiſter hat in Folge 
der großen gegen ihn herrſchenden Erbitterung abge⸗ 
dankt. — Morgen geht eine Deputation nach Berlin, 
um Unterſuchung und ſtrenge Beſtrafung des began— 
genen Frevels zu verlangen. 


* Breslau, 2. Auguſt. (Zug zum Reichen: 
begängniß in Schweidnitz.] Mittelſt Anſchlags 
an den Straßenecken wurde heute die Aufforderung 
erlaſſen zur Theilnahme an einem Extrazug auf Mor— 
gen nach Schweidnitz, um die Leichenfeier der dort 
gefallenen Bürger mit zu begehen. Wie wir hören, 
wird der Zug ſehr ſtark werden. Es betheiligen ſich 
daran ein großer Theil der Bürgerwehr, der Schützen— 
gilde und des Freikorps. 

[Der 6. Auguſt.] Das Feſt⸗Comité wird mor⸗ 
gen die Eintrittskarten ausgeben, die mit den deut— 
ſchen Farben verſehen, von den Theilnehmern an die 
Kopfbedeckung zu ſtecken find. Die Feſtordner, kennt— 
lich an einer Armbinde mit den deutſchen Farben, 
werden die Arrangements leiten. — Zu Rednern ſind 
von dem Comité gewählt worden die Herren Auer: 
bach, Pflücker, Levy, Dyhrenfurth, Löwe, 
Engelmann, Beneke und Pelz. 


Görlitz, 31. Juli. Geſtern früh bemerkte man 
an dem neuen Schloſſe vor der Ringmauer um das 
Pulverhaus bei den Obermühlbergen wiederum 
Spuren von Erbrechungsverſuchen. Eine Jä⸗ 
gerpatrouille lauerte deshalb in verfloſſener Nacht auf 
die Diebe, bekam auch zwei lange Kerls zu Geſicht, 
welche ſich dem Pulverhauſe näherten, die aber, da fie 
bei Zeiten die nicht hinlänglich verſteckten Soldaten 
während ihrer vorſichtigen Annäherung bemerkten, ohne 
verhaftet zu werden, leider entweichen konnten. (Anz.) 


Gleiwitz, 31. Juli. 


[Waldbrand.] In dem 


hieſigen Stadtwalde Zorek entſtand, unweit der Tar⸗ 


. 


nowitzer Straße, heute Nachmittag gegen 2 Uhr, durch 


die unverantwortliche Nachläſſigkeit dreier hieſiger Weibs⸗ 
Perſonen, welche daſelbſt Kartoffeln kochten, ein Wald— 
brand, welcher circa 10 Morgen jungen Waldes zer— 
ſtörte. Es gelang, das Feuer durch bald herbeigeeilte 
Hülfe vom Weitergreifen abzuhalten, wozu die Rich—⸗ 
tung des Windes, die aus dem Walde herausging, 
günſtig mitwirkte. (Oberſchl. Wand.) 


Noſenberg, 31. Juli. Inniges Verhältniß 
zwiſchen Bürger und Militär.] Heute verließ 
uns die ſeit Anfang April hier im Kantonnement ges 
weſene Militär-Abtheilung (5. Komp. 2. Bat. (Brieger) 
11. Landwehr-Regiments). Das liberale, anſtändige 
und höchſt muſterhafte Benehmen und Verhalten ſowohl 
ihrer Offiziere — unter Befehl des Premier-Lieutenant 
und Kompagnie-Führers Herrn v. Elſtermann, von 
dem man mit Recht ſagen kann, „jeder Zoll ein Offi— 
zier, und ein edler, ganzer Mann“ — als auch der 
Gemeinen, hat dieſe Abtheilung während der kurzen 
Zeit ihres Hierſeins uns Allen ſo lieb und werth ge— 
macht, daß deren Abgang die hieſigen Bewohner mit 
innigem Bedauern erfüllt und ſogar mehrere von ihnen 
veranlaßt hat, ſich vorgeſtern, als die Marſchordre bes 
kannt geworden war, an das hohe General-Kommando 
in Breslau mit dem Geſuche zu wenden, die erwähnte 
Kompagnie uns noch ferner hier zu belaſſen, falls die 
angeordnete Kantonnements- Veranderung nicht aus 
wichtigen Gründen unerläßlich nothwendig ſei, und 
wenn dieſem Geſuche willfährig entfprochen werden 
ſollte, würde gewiß die Freude ſowohl Seitens der 
hieſigen Einwohner, als auch der abmarſchirten Mann— 
ſchaften, eine allgemeine ſein, denn auch ihnen fiel der 
Abſchied von uns ſchwer. — Möge es dieſen braven, 
ordentlichen und gemüthlichen Leuten immerdar recht 
wohl ergehen, das iſt der allgemeine Wunſch hier. 

(Telegr.) 


. Hirſchberg, 1. Auguſt. [Die Boberkrebſe 
in der Stadt und die Demokraten.] Wenn ich 
nicht, ſo oft ich über das Weichbild unſerer lieben 
Stadt komme, das Hochgebirge mit ſeinen Rieſenkop— 
pen und Sturmhauben ſich erheben, mit ſeinen Schluch— 
ten und Thälern ſich ausbreiten ſähe, wahrlich, ich 
würde glauben, Hirſchberg läge in dem Lande, wo die 
Phönizier den Bernſtein holten und wir die geräucher— 
ten Gänſebrüſte herbeziehen. So arg treibt's die 
Krebſerei in Hirſchberg. Wie weiland Egypten von 
Fröſchen heimgeſucht ward — wenn wir den Büchern 
Moſis anders Glauben ſchenken können — ſo jetzt 
unſere Stadt mit Krebſen. Auf der Hauptwache und 
dem Exerzierplatze, auf der Kanzel und im Munde des 
Rieſenboten — überall nichts als Krebſe. 
iſt Ihnen erinnerlich, mit welchem Enthuſiasmus der 
Chriſtkatholizismus damals hierſelbſt begrüßt wurde; 
jetzt hält die arme Gemeinde ihre Andachten — ſtatt 
im evangeliſchen Gotteshauſe — im Konferenzzimmer 
der Stadtverordneten. Mit welcher Begeiſterung wur— 
den UÜhlich, Geiger u. A. ehedem aufgenommen. Wie 
iſt es nun? Selbſt ruhige Geiſtliche werden wegen 
angeblich republikaniſcher Außerungen, die ſie auf der 
Kanzel gethan — denunzirt. Inzwiſchen hält ein ehe— 
dem ungeheuer freiſinniger Prediger ungeheuer freiſin— 
nige Regen über die falſchen Propheten und die blinden 
Volksführer — verſteht ſich zur ungeheuren Erbauung 
ſeiner ungeheuer freiſinnigen Zuhörerſchaft. — Gehen 
auf der Straße vielleicht zufällig zwei Demokraten — 
die Demokraten gehen hier, verſteht ſich, ſehr dünne 
— neben einander; flugs bekommen unſere Krebsnaſen 
Wind und an allen Fenſtern erſcheinen neugierige Ge— 
ſichter, die Unruheſtifter, Aufwiegler, Rebellen und Re⸗ 
volutionäre — mit argwöhniſchen Blicken verfolgend 
und meſſend von oben bis unten. In den Augen un⸗ 
ſerer Rückwärtsler unter der Sonne keine gefährlichern, 
keine ſchlimmern Leute, als die Demokraten! Nach 
ihrem Verwirrungsvermögen — Leute, denen nichts 
mehr heilig, die es nur auf die Geldſäcke und Hälſe 
der Reichen, auf Rauben, Plündern, Morden abgeſe— 
hen haben. Demokraten, Republikaner, Menſchenfreſ— 
ſer — alles ein und daſſelbe. Man darf nur ein 
Menſch ſein wollen und man wird in der ganzen 
Stadt verketzert und verſchrieen, man muß — mit Fin⸗ 
gern auf ſich weiſen laſſen. — Deſſenungeachtet aber 
hat ſich wieder ein politiſcher Klubb, ein demokratiſcher 
Verein gebildet, welcher auf keinen Fall ſo viele Mit⸗ 
glieder gewinnen dürfte, als wenn etwa Hr. v. Thad⸗ 
den⸗Triglaff oder Herr Wit v. Dörring eine Geſell⸗ 
ſchaft allhier gründen wollten, der aber, ſo viel iſt ges 
wiß, auf eine möglichſt große Anzahl von Theilnehmern 
ſein Hauptaugenmerk nicht richten wird. — Herr Wan⸗ 
der hat bei dem Senate der Stadt ſeine Entlaſſung 
als Lehrer an der Stadtſchule eingegeben. 


Oppeln. Der fetherige interimiſtiſche Verwalter der 
Oberförfterei Kraſcheow, reitende Feldjäger Krüger, iſt zum 
Oberförfter daſelbſt und der Corps: Jäger Eduard Foitzig 
zum Förſter in Danietz, Oberförſterei Dembio, ernannt. 


Mannigſaltiges. 


— Berlin.) Am 1. Auguſt hat ſich ein zwei⸗ 
ter Cholerafall in der Stadt ereignet. Der Kranke 


Es 


zeigte die gewöhnlichen Choleraſymptome. Wie wir er⸗ 
fahren, ſoll derſelbe, um im Publikum keine Scheu 
vor der Charité hervorzubringen, nach dem Kranken⸗ 
hauſe gebracht werden. 3.9.) 
A [Der Betriebsbericht der Niederſchle— 
ſiſch-Märkiſchen Eifenbahn] für das Jahr 1847 
iſt ſo eben erſchienen. Derſelbe giebt zuvörderſt ge— 
naue Kenntniß von einem, jedoch zurückgewieſenen Im: 
mediatgeſuche über die zwangsweiſe eingeführten Nacht: 


fahrten, fo wie über den gegen den Fiskus angeſtreng⸗ 


ten Prozeß, in welchem dieſer genöthigt werden ſoll, 


nicht nur die Einwilligung zur Vermehrung des Be— 


triebskapitales zu geben, ſondern auch der zu kreiren⸗ 
den Stammaktien die Zinsgarantie zu gewähren. — 
Das Anlagekapital der Bahn beläuft ſich gegenwärtig 
auf 19,932,660 Rthlr., und beſitzt die Geſellſchaft an 
Betriebsmitteln 66 Lokomotiven, 96 Perſonen-, 24 
Paſſagier-Gepäck-, 347 Güter-, 30 Equipagenz, 
18 Pferde-, 28 Vieh-, 33 Arbeits- und 9 Poſtwa⸗ 
gen. Dazu gehören 7 Schneepflüge. Im verfloſſe— 
nen Jahre wurden befördert 618,738 Perſonen, 
1,540,872 Centner Güter, 27,367 Stück Vieh, 808 
Equipagen. Die Geſammt-Einnahme belief ſich auf 
1,395,789 Rthlr. 19 Sgr. 9 Pf. Die Geſammt⸗ 
Ausgabe dagegen beträgt 812,903 Rthlr. 9 Pf.; es 
verbleibt mithin ein Ueberſchuß von 582,886 Rthlr. 
19 Sgr. Nach Abzug der fünfprozentigen Zinſen für 
die Obligationen Ser. J. und II. betragend 3,500,000 
Rthlr., ferner der Zinſen für die Anleihe zu 4 pEt. 
Behufs Ankauf der Frankfurter Bahn, im Belaufe 
von 4,175,000 Rthlr., endlich der 5prozentigen Zinſen 
für die Obligationen Ser. III., von denen 2,257,660 Rthlr. 
emittirt find, bleibt ein Betrag von 128,000 Rthlr. 
als Dividenden = Vertheilung für 10,000,000 Rthlr. 
Stammaktien übrig. Dieſe erhalten mithin nicht volle 
17; Prozent. Wir enthalten uns jeder Bemerkung 
über die Ausſichten auf künftige Rentabilität, müſſen 
indeß eine Ausgabepoſt namhaft machen, nemlich die 
Nabattvergütung für die Spediteure. Dieſe be⸗ 
trägt für das eine Jahr 1847 au der ordinä⸗ 
ren und Eilfracht die Summe von 45,058 Ntle. 
26 Sgr., mit Ausſchluß von 60,462 Nthlr. 
12 Sgr. 6 Pf. für Nollgeld. — Angeſtellt find 
gegen 1600 Beamte; der Penſions-Fonds beläuft ſich 
auf 17,237 Rthlr. 15 Sgr. 9 Pf. 


(Berichtigung) Durch einen Irrthum iſt 
im geſtrigen Berichte der Name des Herrn Weber: 
bauer unter den Mitgliedern des [Feſt-Komité's für 
den 6. Auguſt genannt worden. Herr Weberbauer 
befindet ſich nicht im Komité. . 


Ser ate. 


Bekauntmachung. 

Bei der im Monat Juli d. J. ſtattgefundenen 
Reviſion der Bäckerwaaren hat ſich bei allen Bäckern 
ein Uebergewicht der Backwaaren in Bezug auf die 
polizeilich genehmigte Taxe herausgeſtellt, was hier— 
durch. zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird. 

Breslau, den 29. Juli 1848. 

Königliches Polizei-Präſidium. 

Stadtverordneten⸗Verſammlung 

am 3. Auguſt Nachmittag 4 Uhr. 
Verzeichniß der wichtigeren Gegenftände der Berathung. 

1. Wahl der Schiedsmänner für mehrere Bezirke. 

2. Wahl eines Bezirksvorſteher-Stellvertreters. 

3. Wahl neuer Mitglieder für mehrere Dinbige De: 
putationen. 

4. Bewilligung von Remunerationen, Unterſtützungen, 
Entſchädignngen und Zuſchüſſen zu den Verwal⸗ 
tungskoſten. 

5. Koſtpreiſe für die ſtädtiſchen Gefangenen-Anſtalten. 

6. Erlaß eines Theils der Gebühren bei Beerdigun⸗ 
gen der Leichen aus der altlutheriſchen Gemeinde. 

7. Geld⸗Entſchädigung für das den Geiſtlichen, Aerz⸗ 

ten und Subalternbeamten am Krankenhoſpital 

zu Allerheiligen bisher in natura verabreichte 

Deputatholz. 

f Ankauf des Grundſtücks Nr. 5 der Matthiasſtraße. 

9. Kommiſſariſches Gutachten über den Entwurf des 
proviſoriſchen Statuts der Bürgerwehr. 

10. Bauplan für das bereits in Angriff genommene 

Claaſſenſche Siechhaus. 

(gez.) Der Vorſteher Dr. Regenbrecht. 


Bericht gung. 

In dem Artikel der geſtrigen Breslauer Zeitung 
Seite 1937 — betreffend das am nächſten Sonntage 
ſtattfindende deutſche Volksfeſt — iſt unter den beige: 
ſellten Comite-Mitgliedern auch mein Name mit auf⸗ 
geführt worden. — Dies kann aber nur auf einem 
JIerthum beruhen; denn ich habe die von einigen Co—⸗ 
mite⸗Mitgliedern mir gemachten Anträge entſchieden 
abgelehnt, da es meine Geſchäfte durchaus nicht 
erlauben, mich auf irgend eine Weiſe an dieſen Feſt⸗ 
lichkeiten betheiligen zu können. 

Breslau, den 3. Auguſt 1848. 


> 


A. Weberbauer. 4 


1 


* 


g Schmerze ſtille Theilnahme nicht verſagen, 


fahr geſchmälert, ja ſogar aufgehoben zu werden. 


Schleſien ruht und ſcheint die Gefahr nicht zu ken⸗ 
nen, oder ſie zu ignoriren. Die Rittergutsbeſitzer des 
Kreiſes Namslau find nicht der Anſicht, in dem bis⸗ 
herigen Stillſchweigen zu verharren, ſondern fordern 
die Rittergutsbeſitzer in den Kreiſen Brieg, Oels, 

artenberg, Kreuzburg zu einer Verſammlung in 

amslau auf, um zu einem gemeinſamen Beſchluß 
zu gelangen. Sollte dieſe Verſammlung die volle 
Theilnahme finden, was dringend zu wünſchen ift, fo 
wird von hier aus der ganze Rittergutsbeſitzerſtand 
Schleſiens entweder zur Theilnahme an unſern Be: 
ſchlüſſen oder zu ähnlichen Zuſammenkünften aufge⸗ 
fordert werden. 

Der 14te Auguſt iſt als Tag der Zuſammen⸗ 
kunft feſtgeſetzt und zwar: Gaſthof zum Schützen- 
haus in Nams lau. 

Namslau, den 31. Juli 1848. N 

Unterſchriften: v. Spiegel auf Dammer. 
v. Heydebrand — Naſſadel. Bendem ann 
— Jacobsdorf. Hoffrichter — Wilkau. 
Baron v. Saurma — Sterzendorf. Graf 
v. Henkel — Kaulwitz. Keitſch — Pauls— 
dorf. v. Garnier — Eckersdorf. Methner 
— Simmelwitz. v. Frankenberg — Hm: 
nersdorf. Fiebig — Eisdorf. v. Buſſe — 
P. Marchwitz. v. Sihler — Belmsdorf. 


— — 


Verſammlung der Häuſerbeſitzer 
Donnerſtag Abend 7 Uhr auf dem Oberſchleſiſchen 
Bahnhofe. ö 


Die Rechte der Rittergutsbeſitzer ſind in der : 


1947 


Mit wahrer freudiger Theilnahme haben auch dervereint würden zu einem mächtigen, blühenden 
wir den Zuruf des Schleſiſchen Vereins der Freiwilli⸗ Reiche: aber dieſes Ziel ward nicht erreicht. Miß⸗ 
gen von 1813—15 an die Nationalverſammlung zu | trauen der Fürſten und Eiferſucht der Stämme raub⸗ 
Berlin geleſen und mit eben fo treuem Herzen ſchlie- ten dem deutſchen Volke die ſchönſte Frucht feines Sie⸗ 
ßen wir uns den Geſinnungen unſerer ehrenwerthen ges. Deutſchland ward nicht ein einiges. Politik 
Kameraden an, indem wir dieſen und allen Gleichge⸗ | und Geſetze, Polizei und Zölle, Maaß und Münze 


— — 


ſinnten die brüderliche Rechte darbieten, um den eh⸗ trennte deutſche Länder, deutſche Brüder, und ſchutzlos 
renvollen, uns Allen ſo theuren Wahlſpruch: „Mit blieb ber Deutſche als Deutſcher in fremden Landen. 
Gott für König und Vaterland!“ aufrecht zu erhal- Jetzt, Mitbürger! foll jene Hoffnung eines einigen 
ten und mit allen Kräften, unter Führung unferes Deutſchlands eine Wahrheit werden. Volk und Für⸗ 
geliebten Königs, zum Heile des Vaterlands mitzu- ſten haben es ausgeſprochen. Ein deutſches Parla- 


wirken. ment ſitzt in der alten Reichsſtadt Frankfurt zum Wie⸗ 
Wollſtein im Großherzogthum Poſen, den 30. deraufbau eines freien, einigen mächtigen und glückli⸗ 
Juli 1848. chen deutſchen Reichs. Der von ihm gewählte Reichs⸗ 


Richter J., Major a. D. und Oberförſter. 
v. Skrbensky, Rittmeiſter a. D. und 
Diſtrikts-Kommiſſarius. Göbel, Pr.⸗L. 
a. D. und Bau⸗-Inſpektor. Richter II., 
Pr.⸗L. a. D. und Gutspächter. Rich⸗ 
ter III., Pr.⸗L. a. D. und Gutsbeſitzer. 


verweſer, der während dieſes Baues die gemeinſamen 
Intereſſen aller deutſchen Staaten wahren ſoll, wird 
am 6. d. M. allen deutſchen Kriegern ſeinen Auftrag 
verkünden. Laßt uns, Mitbürger, dieſen Tag als einen 
Feſttag für ganz Deutſchland begrüßen und als den 
Tag feiern, wo die deutſchen Farben von Volk und 
König getragen, zum erſten Male ihre volle Bedeu⸗ 
tung erlangen. 


Bewohner von Breslau! 


2 Baumgart. Dyhrenfurth. Engelmann. 

Sonntag, den 6. Auguſt d. J., ſind es tauſend F. en Be => C. per 1 

und fünf Jahre, daß das deutſche Reich gegründet Pflücker. G. Nichter. Siebig. Steeg. 
worden, zwei und vierzig Jahre aber, daß der letzte Strelow. Te 


deutſche Kaiſer die Krone des nach innen und außen 
morſch gewordenen deutſchen Reichs niederlegte. Wohl 
erhob es ſich wieder das ganze Deutſchland, als Preu— 
ßens König mit feinem begeiſterten Volke für die Be— 
freiung aller Deutſchen von fremdem Joche den blu— 
tigen Kampf begann, wohl erhob es ſich kräftig das 
ganze Deutſchland, damit alle deutſchen Stämme wie— 


Das Feſtprogramm folgt morgen. 


Chriſikatholiſche Gemeinde. 
Sonntag den 6. Auguſt wird den Gottesdienſt mit 
Abendmahlsfeier hier Herr Prediger Hofferichter, in 
Malapane Prediger Vogtherr, in Bunzlau Prediger 
Wagner leiten. V. 


Theater⸗Nachricht. 
Donnerstag: 37ſte Abonnements-Vorſtellung. 
Zweite Ziehung von 400 Looſen. Dazu: unſere Tochter 


„Richards Wanderleben.“ Luſtſpiel 1, Jahr zu einem beſſeren Leben. 


in 5 Akten, nach John O'Keefe frei bear— Seifersdorf, 
beitet von G. Kettel. — Die Inhaber von 
Looſen erhalten die Billets zu dieſer Vor⸗ 
ſtellung um die Hälfte der gewöhnlichen 
Eintrittspreiſe. 

Freitag, bei aufgehobenem Abonne: 
ment, zum I17ten Male: „Einmal⸗ 
hunderttauſend Thaler.“ Poſſe mit 
Geſang in 3 Aufzügen von D. Kaliſch. 
Muſik arrangirt von Gährich. — Stull⸗ 
müller, Herr Grobeckerz Bullrig, Herr 
L' Arronge, vom Königſtädtiſchen Thea⸗ 
ter zu Berlin, als erſte Gaftrollen, 

Verlobungs- Anzeige. 

Die Verlobung unſerer Tochter Henriette 
mit dem Kaufmann Herrn Samuel Wind⸗ 
müller beehren wir uns, ſtatt beſonderer 
Meldung, ergebenſt anzuzeigen. 

Breslau, den 2. Auguſt 1848. 
S. Cohn und Frau. 

Als Verlobte empfehlen ſich: 

Henriette Cohn, 

Samuel Windmüller. 
Entbindungs = Anzeiger 
(Statt befonderer Meldung.) 


mit der Bitte, 


ren zu können. 


und Bekannten 


Todes⸗ Anzeige. I 
Am 31. Juli Mittags 11% Uhr entſchlief folgende Gewinne gezogen: 


Mathilde von Winterfeldt. 
Leopold von Winterfeldt. 


Bei meiner Abreiſe nach Köln halte ich es 
für meine heiligſte Pflicht, dem verehrungs⸗ 
würdigen Publikum Breslau's den tiefgefühl⸗ 
ten herzlichſten Dank für die vielen Beweiſe 
von Huld und Nachſicht, womit Sie meine 
geringen Leiſtungen belohnten, auszudrücken; 


zu entziehen, wenn ich vielleicht wieder das 
Glück haben ſollte, in Ihre Mitte zurückkeh⸗ 


Zugleich ſage ich allen meinen Freunden 


Breslau, den 3. Auguſt 1848. 
Joſef Schott, Opernſänger. 
Bei meinem Abgange nach Amerika ſage 
ich allen meinen Freunden und Feinden ein 
herzliches Lebewohl. 
Gies hübel im Königgrätzer Kreiſe Böhmens, 
den 2. Auguſt 1848. 
Ferdinand Wanjetſcher, 


Ich wohne Reuſcheſtraße Nr. 25. 


Bei der am 1. Auguſt begonnenenen Ziehung des 2, Theater⸗Abonnements wurden 
Agnes in dem Alter von Das erſtgezogene Loos Nr. 1923 erhält außer dem Gewinn die beſtimmte Prämie 
von 20 Rthlr. 
Gewinn zu 20 Nthlr. Nr. 281. 
Gewiun zu 15 Nthlr. Nr. 1059, 
Gewinn zu 8 Nthlr. Nr. 2065. 
Gewinne zu 6 Nthlr. Nr. 326. 1418. 1787. 1965. 2474. 
Gewinne zu 3% Nthlr. Nr. 285. 635. 1018. 1667. 95. 1036. 2011. 2432. 2694, 
Gewinne zu 5 Nthlr. Nr. 154. 452. 825. 908. 77. 1038. 1135. 1235. 1409, 
78. 2017. 2156. 2223. 97. 2363. 2420. 2532 2738. 
Gewinne zu 4½ Nthlr. Nr. 56. 85. 116. 33. 404. 17. 531. 54. 633. 1044. 91. 
95. 1152. 1391. 1508, 1729. 2089. 2147. 2263. 2332. 2467, 2747. 
Gewinne zu 4 Nthlr. Nr. 43. 151. 84. 344. 93. 476. 613. 63. 878. 1000, 
1211. 48. 91. 1310. 34. 1521. 78. 1611. 1828. 1923. 2401. 2615. 2714. 97. 
Gewinne zu 3, Nthlr. Nr. 33. 117. 68. 74. 207. 16. 28. 65.382. 425. 61. 74. 
508. 637. 67. 96. 97. 787. 89. 864. 77. 933. 39. 60. 1013. 40. 57. 71. 
1143. 72. 84. 1204, 70. 1328. 1424. 76. 80. 1590. 95. 1645, 47. 1767. 
1806. 24. 41. 79. 1906. 2001. 10. 74. 82. 93. 2148. 2330. 93. 2488. 98. 
2561. 2647. 57. 2763. 2889. 2923. 42. 80. 
Gewinne zu 3 Rthlr. Nr. 36. 95. 108. 238. 45. 56. 68. 70. 308: 14. 408. 26. 
29. 522. 53. 642. 738. 53. 81. 813. 14. 18. 59. 73. 927. 70. 82. 92. 1001. 
9. 15. 98. 1131. 56. 1207. 20. 54. 56. 57, 71. 1317. 20. 22. 68. 82. 1433. 
35. 38. 65. 1537. 41. 84. 1627. 1716. 20. 26. 50. 55. 70. 97. 1873. 91. 
99. 1942. 46. 72. 74. 83. 88. 2010. 19. 24. 94. 2121. 46. 61. 68. 70. 90. 
2215. 32. 36. 79. 96. 2324. 49. 73. 74. 90. 2403. 10. 14. 62. 79. 2530. 
59. 99. 2602, 61. 73. 85. 2712. 37. 2880. 96. 97. 2919. 22, 40. 62, 
91. 3000. 
Gewinne zu 2 Nthlr. 
61. 79. 96. 453. 70. 


den 31. Juli 1848. 


mir ſelbe auch dann nicht 


ein herzliches Lebewohl. 


Rolhgerber⸗Meiſter. Nr. 35. 124. 49. 206. 40. 79. 91. 311. 16. 23. 38. 


507. 59. 89. 614. 18. 36. 78. 740. 63. 93. 804. 11. 


itt d ine liebe Frau 5 Dr. Klein 28. 31. 49. 81. 902. 24. 46. 64. 1002. 8. 33. 42. 46. 94. 1108. 5. 38. 
ie — Swieſinger, — ec praktiſcher Arzt und Wundarzt. 11 565 11 1 rare 69. 73. 79. 95. 1301. 5. 7. 13. 3 71 
muntern Mädchen glücklich entbunden. rr 84. 95. 1400. 4. 61. 79. 81. 87. 1515. 20. 77. 92. 98. 1619. 21. 31. 59, 

Breslau, 1. Auguſt 1848. Wäre es denn 5 5 endlich Zeit, daß in 66. 1715. 25. 41. 88. 98. 1813. 1919. 21. 31. 32. 38. 66. 93. 2016. 27. 28. 


J. Friedenthal. 


Todes: Anzeige, 
Heute früh fünf Minuten vor drei Uhr 


die unbedeckten 


der Nadlergaſſe, wo die Stockgaſſe kreuzt, 


lich Laſtwagen mit Gefahr paſſiren und die 


47. 48. 49. 95. 2103. 23. 43. 2218. 29. 43. 44. 83. 98. 2304. 8. 34. 38. 
40. 70, 80. 97. 2421. 39. 47. 49. 61. 87, 91. 2503. 42. 47. 86. 2678. 81. 


Manne mme fel tee 86. 2720. 55. 2823. 36. 39. 40. 79. 2010. 16. 88. 


entſchlief ſanft zu einem ſchöneren Leben un-] Häuſer erſchüttern, ausgebeſſert und mit Brük— 3 
32 geliebte Muttet, die verwittwete| ken verſehen würden? an „ Im Kommiſſions Verlage der Buchhandlung Joſef Max u. Komp. in Breslau 
Hauptmann von Ziegler-Klipphauſen, Mehrere Fubrleute und Hausbefiger, iſt erſchienen und durch alle Buchhandlungen zu haben: 


geb. Pohl, in einem Alter von 65 Jahren 
2 Monaten und 10 Tagen in Folge einer 
chroniſchen Magen-Entzündung und gänzlicher 
a Um ftille Theilnahme bittend, 
zeigen die x ? 
Konftantin von Ziegler-Klipp⸗ 
haufen, Premiers Lieutenant im 
22ſten Infanterie-Regiment, als 
Fedor von Ziegler⸗Klipphau⸗ Söhne. 
fen, Sekonde⸗Lieutenant im 22ften 
Infanterie-Regiment, 
Rudolph Freiherr von Ziegler-Klipp⸗ 
haufen, als Pflegeſhngn. 
Wilhelmine von Ziegler⸗ 


Sollte eine 


verlegen, 


Klipphauſen, geborene als 
von Raven, 8 Schwieger⸗ 
Wilhelmine von Ziegler: | tochter. Sohne 


li auſen, geb. Lange, 
en 1. Auguft 1848. 
Todes = Anzeige. ER 
Heute früh 1 uhr entſchlief plötzlich meine 
innigſt geliebte Frau Julie, geb. Wäber, 
am Nervenſchlage, nachdem ſie 14 Tage vor⸗ 
her von einem geſunden Töchterchen glücklich 
entbunden worden. In tiefſter Betrübniß 
zeige ich dieſes ſo traurige Ereigniß, mit der 
Bitte um ſtille Theilnahme, ergebenſt an. 
Liegntg, den 1. Auguſt 1848. 
Hoffmann, 
Hauptmann und Kompagnie⸗Chef 
im 6. Infanterie⸗Regiment. 


Todes Anzeige. 5 
Heute früh 7 uhr ſtarb unſere liebliche 
Adelhald an Lungenlähmung. Wer das 
holde Kind kannte, wird unſerem tiefen 


was zu borgen, 
nicht anerkenne. 


ſeine Solidität 


denn mit ihm iſt der Stern unſeres Glückes 
untergegangen. 
Rzetzitz, den 2, Auguſt 1848. 
Bothe und Frau. 


ſtellt werden. 


Zur Beachtung. 


ſonnen ſein ihren Wohnort nach Freiburg zu 
ſo wird derſelben ein, 
Michaelis vakant werdendes Duartier, in der 
Schweidnitzer Vorſtadt hoͤchſt angenehm, länd⸗ 
lich gelegen und doch nahe an der Stadt, 
beſtehend in ſechs an einander hängenden 
Piecen nebſt allem nöthigen Zubehör und ei⸗ 
nem kleinen Garten hierdurch angeboten. 
Portofreie Anfragen unter der Adreſſe H. H., 
Freiburg bei Fürſtenſtein. 


Warnung. 


Ich warne hiermit Jedermann, meinem 


Theodor Theinert 


ohne meine ſchriftliche Anweiſung irgend et⸗ 


Giersdorf, Kreis rankenſtein, d. 29. Juli 1848. 
Franz Theinert, Müllermeiſter. 


Veachtenswerth. 1 

In einem Banquier⸗ oder Comtoirgeſchäft 
wünſcht ein junger Mann (moſaiſch) zu ah 
chgelis d. J. anderweitig placirt zu fein; der⸗ 
ſelbe hat ſeit einer Reihe von 16 Jahren in 
ſehr achtbaren Häuſern ſervirt, iſt mit der 
Buchführung, Correſpondenz und dem Kaf: 
ſenweſen vollkommen vertraut, ſo daß über 


Auskunft gegeben werden kann. Hierauf Ne- 
flektirende belieben ihre Adreſſe unter AM. W. leiſten 
poste restante Breslau abgeben zu laſſen. bogen zu leiten, 
Auf einer großen Majoratsherrſchaft 
können zwei Wirthſchafts Eleven ange ı 


Tralles, Meſſergaſſe 39. 


Sprüche und Lieder zur Vorbereitung für die Confirmation auf der Grund⸗ 
lage des kirchlichen Taufbekenntniſſes, zuſammengeſtellt von G. F. W. 
Suckow, evang. Pfarrer und Doctor der Philoſophie. Gr. 8. 11 ¼ Bg. 
Preis 7% Sgr. 

Der Extrazug nach Dresden 
ſoll Montag den 7. Auguſt, Morgens 6 uhr, von hier abgehen. Die Liſten werden Freitag 
den 4. Auguft geſchloſſen. Brück. Hipauf. 


Obberſchleſiſche Eiſenbahn. 


Die Reſtauration auf unſerem Bahnhöfe zu Rudezinig wird mit dem 1. November 
d. J. pachtlos. Zur anderweitigen Verpachtung haben wir einen Termin auf den 
0 16. September d. J., Nachmittags 4 Uhr, 
im Centralbureau auf unſerem Bahnhofe hier anberaumt, woſelbſt, fo 
hof⸗Expedition in Rudczinitz die Bedingungen eingeſehen werden konnen. 
Breslau, den 26. Juli 1848. 5 { Das Direktorium. 


Oberſchleſiſche Eiſenbahn. 
Die Reſtauratjon auf unferem Bahnhofe zu Königshütte wird mit dem 1. Oktbr. d. J. 
pachtlos. Zur Wiederverpachtung haben wir einen Termin auf den 0 
16. September d. J., Nachmittags 1 Uhr, 
im Gentralbureau auf unferem hieſigen Bahnhofe anberaumt, woſelbſt, fo wie bei dem 
Bahnhofs Infpektor Herrn Creutzmann in Königshütte, die Pachtbedingungen eingeſehen 


werden können. 5 
Breslau, den 26. Juli 1848. Das Direktorium. 


— — 


Brieg⸗Gülchener Chauſſee⸗ Bau. 
ktionäre des Brieg⸗ ener Chauffee: Bau - Werei 1 
f wer gezeichneten Aktienbeträge reins wesen bierdund 
Einzahlung von 10 Proz. vom 14. bis 18. Auauſt 
an unferen Rendanten, Kaufmann Mas dorff hierſelbſt, unter Vorlegung ihrer Qulttungs⸗ 
wobei zugleich darauf aufmerkfam gemacht wird, daß bei niche Prompter 
Einzahlung der Ausfchreibungen nach d. 17 des Statuts für jede Aktie eine Konventional⸗ 
Arafe von 5 Kthl. feſtgeſetzt iſt und eingezogen werden wird. 

Brieg, den 1. Auguſt 1848. 


Das Direktorium für den Brieg⸗Gülchener Chauſſee- Bau. 


honette gebildete Familie ge: 


zu Termin 


— 


wie bei der Bahn⸗ 


da ich derartige Schulden 


8 7 
und Fähigkeit befriedigende wi * 5 


Oeffentliches Aufgebot. 

Die beiden Bank⸗ Obligationen Lit. K. I. 
Nr, 187 vom 22. Januar 1847 auf den Na⸗ 
men des Gerichts⸗Amtes zu Lorzendorf über 
eine bei dem königl. Bank⸗Direktorium zu 
Breslau belegte Summe von 60 Rtl. Cou⸗ 
rant nebſt Zinſen ſeit dem 31. Dez. 1847 lautend, 
und Lit. E. I. Nr. 3145 vom 13. Dezember 
1847 auf den Namen des Gerichts-Amtes 
Lorzendorf und Ober⸗Struſe über eine bei dem 
königl. Bank⸗Direktorium zu Breslau belegte 
Summe von 350 Rtl., nachdem 150 Rtl. dar: 
auf gezahlt worden, noch über 200 Rtl. Eou: 
rant, nebſt Zinſen feit dem 31. Dezember 1847 
lautend, ſind dem Gerichts⸗Amte Lorzendorf 
und Strieſe am 6. März d. I. abhanden ge: 
kommen. Es wird daher auf den Antrag deſ⸗ 
ſelben das öffentliche Aufgebot dieſer beiden 
Bank⸗Obligationen hierdurch veranlaßt und 
werden alle Diejenigen, welche an dieſelben 
als Eigenthümer, Ceſſionare oder Erben der⸗ 
ſelben, Pfand⸗ oder ſonſtige Briefs⸗Inhaber 
einen Anſpruch zu haben vermeinen, hierdurch 
vorgeladen, in dem auf den 

4. September d. J., Vormittags 

11 ½ Uhr, 

vor dem Oberlandesgerichts⸗Referendarius v. 
Lipinsky IT, in unſerem Parteienzimmer 
Nr. II. anberaumten Termine zu erſcheinen 
und ihre Anſprüche anzumelden. Wer ſich in 
dieſem Termine nicht meldet, wird mit ſeinen 
Anſprüchen ausgeſchloſſen, es wird ihm damit 
ein immerwährendes Stillſchweigen auferlegt, 
die erwähnten Bank⸗Obligationen aber für 
amortiſirt erklärt. 

in 30. April 1848. 

Königliches Oberlandes⸗Gericht. 
Erſter Senat. 
Hundrich. 


Bekanntmachung. 

Der Bau eines maſſiven Speichers auf 
dem Vorwerke zu Riemberg ſoll nach erfolg⸗ 
ter Licitation verdungen werden. Zu dieſem 
ſteht ein Termin 

am 7. Auguſt d. J. 11 Uhr 
auf dem rathhäuslichen Fürſtenſaale an. Be: 
dingungen, Anſchlag und Zeichnung ſind in 
unſerer Dienerſtube und bei Hrn. General⸗ 
Pächter Chriſten in Riemberg einzuſehen. 
Breslau, den 28. Juli 1848. ; 
Der Magiftrat 
hieſiger Haupt: und Refidenz: Stadt. 


Bekanntmachung, 
die Verdingung des Holz- und Lichtbedarfs 
für das Stadt⸗Gericht 2% Breslau pro 1848 

bis 1849 betreffend. 

Der Holzbedarf des unterzeichneten Stadt: 
Gerichts von ungefähr 100 Klaftern Erlen: 
holz, und der Bedarf an gegoſſenen Lich⸗ 
ten für das Jahr 1848 — 49 ſollen an den 
Mindeſtfordernden verdungen werden. Zu 
dieſem Behuf iſt ein Termin auf den 

16ten Auguſt 1848 0 
Nachmittags 4 uhr vor dem Herrn Kanzlei: 
Rath Schauder in unſerem Notariatszim⸗ 
mer anberaumt. Lieferungsbewerber werden 
aufgefordert, ihre Gebote bis zum Termine 
ſchriftlich einzureichen, ſich hiernächſt aber im 
Termine ſelbſt einzufinden, und das Weitere 
zu gewärtigen. 

Die Bedingungen, zu denen hinſichtlich des 
Holzes auch die Beſtellung einer Kaution 
von 100 Rthlr. gehört, können bis zum Ter⸗ 
min täglich, mit Ausnahme des Sonntags, 
in unſerer Archivs⸗Regiſtratur eingeſehen wer⸗ 
den. Breslau, den 20. Juli 1848. 

Königliches Stadt-Gericht. 


Licitation 
von original ſpaniſchen Widdern, Mutter⸗ 
ſchafen, Kappen, dann Rindvieh. 

Von der kaiſerl. königl. Patrimonialz, 
Avitikal⸗ und Familie⸗Güter⸗Direktion wird 
hiermit bekannt gemacht, daß am 4ten und 
5. September d. J. auf der kaiſerl. koͤnigl. 
Familie⸗Herrſchaft Holitſch im Neutraer 
Komitate des Königreichs Ungarn eine große 
Anzahl Sprungwidder und theils alter, theils 
zweijähriger Mutterſchafe von original ſpa⸗ 
niſcher Abkunft, nebſt vielen veredelten, zur 
Zucht vollkommen tauglichen Mutterſchafen, 
alten und zweijährigen Kappen, dann meh⸗ 
rere Stücke Rindvieh mittels öffentlicher 
Verſteigerung gegen gleich baare Bezahlung 
werden verkauft werden. Dieſe im kaiſerl. 
königl. Luſtſchloſſe zu Holitſch ftattfindende 
Serfiägerung beginnt an jedem der befagten 
beiden Tage um 9 uhr früh. 

Wien, am 30. Juli 1848. 
— — — ę-ẽß—ũ—j 
Auktion eines Flügels. 

Morgen Nachmittag um 4 Uhr werde ich 
im alten Rathhauſe, eine Treppe hoch, 

einen Loktav. birkenen Flügel 
öffentlich verſteigern. K 

Saul, Auktions⸗Kommiſſarius. 


Samen⸗Verkauf. 

Das Dominium Mondſchütz im Wohlauer 
Kreiſe offerirt von diesjähriger Ernte Über: 
ſeeiſchen Rieſenſtauder⸗Roggen, Hohlſteiner 
Probſtey⸗Korn und Aſtrachaniſches Stauden: 
Korn zum Verkauf. 

Preis pro Scheffel 10%, Sgr. übern höch⸗ 
ften Bresl. Marktpreis zur Zeit der Abho⸗ 
lung. Der reichliche Körner: und Stroh⸗Ge⸗ 
winn iſt bereits durch gemachte Proben hin⸗ 
länglich bekannt. 

Das Wirthſchafts-Amt. 


— 


Muſeum. 


Aus beſonderer Gefälligkeit gewährte Herr 
Hubert Sattler aus ſeinen Cosmoramen 


1948 


Garantie für Schönheit des Geſichts! 


Verdorbene, blaſſe, runzliche und fleckige Geſichtshaut durch eine leichte, ein⸗ 


folgende, von ihm ſelbſt gemalte Bilder zur fache, eine halbe Stunde dauernde Selbſtbehandlung ſchmerzlos und durchaus für 


Aufftellung: = 
1) Totalüberſicht von Konſtantinopel, auf⸗ 
genommen oberhalb der Vorſtadt Ejoub. 
2) Totalüberſicht von Kairo, aufgenommen 
außerhalb des Thores Bab el Narr. 
3) Der Stephansplatz in Wien. 
4) Aeußere Anſicht der heiligen Grabeskirche 
in Jeruſalem. F. Karſch. 
Die unterzeichnete Handlung erklärt hier⸗ 
mit, daß dieſelbe blos aus 
Mathias Cohn und 
Iſaace Heymann Cohn 
beſteht. Es iſt daher kein Anderer berechtigt, 
weder Gelder anzunehmen, noch für die Hand: 
lung zu unterzeichnen, da ſolches weder von 
früherer oder fpäterer Zeit für giltig aner⸗ 
kannt wird. Indem wir daher unſere wer⸗ 
then Geſchäftsfreunde davon Notiz zu neh— 
men bitten, ſehen wir uns veranlaßt, noch— 
mals zu wiederholen, daß Zahlungen oder 
ſonſtige Verbindlichkeiten nur dann anerkannt 
werden, wenn ſolche von oder an einen der 
beiden Inhaber dieſer Handlung geleiſtet wor: 
den ſind. 
Reichenbach i. Schl., den 1. Aug. 1848. 
Firma: Mathias Cohn. 
Inhaber dieſes Geſchäfts: 
Mathias Cohn, 
Iſaac Heymaun Cohn. 


Loiebich's Garten, 


heute, den 3. Auguſt, großes 


Concert 


von der Breslauer Theater: Kapelle, 


Auf dem Weidendamm 


morgen Freitag vorletztes Land- urd Waſſer⸗ 
Feuerwerk. Schwiegerling. 


Mineral⸗Brunnen 
von friſcher Juli⸗Füllung, 
direkt von den Quellen empfangen, als: Karls: 
bader Schloß-, Mühl: und Sprudelbrunnen, 
Marienbader Kreuzbrunnen, Eger Franzens— 
brunnen, Eger Salzquelle, Püllnaer, Said: 
ſchützer und Friedrichshaller Bitterwaſſer, Sel: 
ter, Roisdorfer, Pyrmonter, Wildunger und 
Geilnauer Brunnen, Kiſſinger Ragozzi, Heil⸗ 
bronner Adelheidsquelle, Homburger und Kreuz⸗ 
nacher Eliſenquelle, Emſer Krähnchen und 
Keſſelbrunnen, fo wie alle ſchleſiſchen Mine: 
ralwäſſer ſind fortwährend friſch zu haben bei 


arl Friedr. Keitſch 


in Breslau, Stockgaſſe Nr. 1. 
In der Altmann'ſchen Anſtalt kann ein 


Ein leichter einſpänniger Wagen auf Fe— 
dern wird zu kaufen geſucht. Näheres im 
Gewölbe Ring Nr. 2. 5 i 

Gebirgsbrot von reinem Roggen, ſchön 
weiß und hoͤchſt wohlſchmeckend, mit und ohne 


berechne ich von neuer Zufuhr bedeutend bil: 
liger als bisher. 
* * 
C. J. Bourgarde, 
Schuhbrücke Nr. 8, goldene Waage. 
Ein billiges Freignt in Oberſchle⸗ 

ſien, mit circa 400 Morgen Acker, Wieſen, 
freiem Holz, logeablem Wohnhaus, Gärten, 
Hutungen, Kalkofen, Kretſcham, iſt für 7800 
Rthlr. zu verkaufen. 
Tralles, Meſſergaſſe 39. 


Ein weiß: und braungefleckter Jagdhund 
kann binnen drei Tagen zurückgefordert wer⸗ 
den Oderſtraße Nr. 36. 


Eine gut abgeführte braune engl. Vorſteh⸗ 
hündin iſt zu verkaufen Odervorſtadt Mathias⸗ 
ſtraße Nr. 5. 3 
Das Dom, Ruppersdorf bei Strehlen bie: 
tet überſeeiſchen Rieſenſtaudenroggen, der bei 
einer Ausſaat von 8 Metzen auf den Magd. 
Morgen, eine überaus reichliche Ernte an 
Stroh und Körnern gewährt, an, und ſtellt 
den Preis pro Scheffel. 20 Sgr. über den 
laufenden höchſten Breslauer Marktpreis. 

Zu verkaufen ſind 4 Stück ſchöne Wachtel⸗ 
hündchen, echter Race, Friedrich-Wilhelmsſtr. 
Nr. 72 par terre links. 

Zu vermiethen 

iſt Schmiedebrücke Nr. 54 das Spezerei⸗Ge⸗ 
wölbe und zugleich auch die zweite Etage 
und Term. Michaelis zu beziehenz das Nä⸗ 
here im Fleiſchgewölbe Oderſtraße Nr. 33. 

Eine freundliche lichte Wohnung iſt bal⸗ 
digſt oder Michaelis zu beziehen; das Nähere 
Katharinenſtr. Nr. Il a., neben der königl. 
Poſt im Gewölbe. 


Tauenzienplaß Nr. 7 find elegant möblirte 
Zimmer bald zu vermiethen. 


Druck und Verlag von Graß, Barth und Comp. 


.| Swordeuttler Esq. Analitical Chemist and Professor of Chemie. 


immer zu entfernen, dabei geſunde Säfte nach dem Geſichte hinzuleiten, fo daß ein 
friſches, munteres Geſicht mit natürlicher ſchöner Röthe und Anmuth und aufs 
Neue belebtem Glanze der Augen auf Dauer daraus hervorgeht, von Mr. C. F. 
Finsbar: 
Square 8 Sommersett House London. Preis 1 Pfund Sterling oder 6 l 
20 Sgr. preußiſch, unter Verpflichtung der Geheimhaltung nur allein franko zu 
beziehen bei G. Bachmann in Koblenz. 

4000 Zeugniſſe liegen bereit, zu beweiſen, daß hier nicht Quackſalberei, ſon⸗ 
dern durch geringe Mittel radikale Schönheit erworben wird, was auch ausdrücklich 
garantirt wird. 


Die rühmlichſt bekannte 


ächt engliſche Univerſal⸗Glanz⸗Wichſe, 


von G. Fleetword in London, 
in Büchſen zu 4, 2 und 1 Sgr., welche ohne Mühe den ſchönſten Glanz in tiefſtem Schwarz 
hervorbringt und laut den in meinen Händen befindlichen Atteſten der berühmteſten Chemi⸗ 
ker dem Leder durchaus unſchädlich ift, es vielmehr weich und geſchmeidig erhält, iſt fort⸗ 
während nebſt Gebrauchszettel in Kommiſſion zu bekommen bei Herren Lehmann und 
Lange in Breslau, Ohlauerſtraße Nr. 80, 


Eduard Oeſer in Leipzig, 
Haupt⸗Commiſſionair des Herrn Fleetword in London. 


SE” Grab: Monumente (Y) EU 


in jeder beliebigen Kacon, 


ſind ſtets vorräthig und werden auf das Sauberſte und 


Billigſte verfertigt bei S. Bial, Bildhauer in Breslau, Karlsplatz Nr. 3 im Pokoihof. 


Große herrſchaftliche Woh⸗ 
nungen ſind in dem Hauſe Neue 
Schweidnitzer Straße Nr. 3 c. zu Mi⸗ 
chaelis zu billigen Preiſen zu vermie⸗ 
then. Näheres iſt beim Haushälter und 
Ring Nr. 20 beim Juſtiz-Kommiſſarius 
Fiſcher zu erfragen. 

Albrechtsſtraße Nr. 39 
iſt eine Wohnung im zweiten Stock zu ver— 
miethen. Näheres im Spezereigewölbe par 
terre daſelbſt. 


iſt Blücherplatz Nr. 11 im erſten Stock eine 
Wohnnng Term. Michaelis zu vermiethen. 
Zu vermiethen 
und Termin Michaelis zu beziehen find Neu: 
ſcheſtraße Nr. 51: 
der dritte Stock, beſtehend in 5 Stuben, Al⸗ 
kove, Entree und heller Kochſtube, nebſt 
Keller und Bodengelaß; 
ein eg Schüttboden, nur eine Treppe 
och z 
eine trockene Remiſe; ? 
eine freundliche Stube im erſten Stock, bald 
zu beziehen. 
Näheres beim Wirth. 
Oderſtraße Nr. 8 ſind zu Michaelis im 
erſten Stock drei Stuben nebſt einer Küche 
zu vermiethen. Näheres im Gewölbe. 


Nikolaiſtraße Nr. 13 
find bald oder zu Michaelis im dritten Stock 
3 Stuben nebſt Zubehör zu vermiethen. 


Vor dem Schweidnitzer Thore, Friedrichs— 
ſtraße Nr. 2, ſind noch verſchiedene billige 
und hübſche Wohnungen zu vermiethen. 

Zu Michaelis ag 
iſt in meiner Wein halle ein ſehr freund: 
liches, faſt ländliches Quartier im 
erſten Stock, mit freier Ausſicht nach dem 
Gebirge, beſtehend aus 5 Stuben, Küche 
u. ſ. w., zu vermiethen. 

Carl Samuel Häusler 
in Hirſchberg vor dem Burgthore. 


Für 60 Nil. jährliche Miethe 
| 


Zu vermiethen 
und ſogleich zu beziehen ift Karlsſtraße Nr. 41 
eine freundliche, neu eingerichtete Wohnung 
im zweiten Stock, mit der Ausſicht auf den 
Exerzierplatz. 
Näheres daſelbſt im Haufe 


Bahnhofſtraße Nr. 1 im Hoffmannſchen 
Hauſe iſt eine möblirte Stube für monatlich 
2 Ktl. nebſt Bedienung zu vermiethen. 

Näheres beim Haushälter daſelbſt. 


: Eine Wohnung mit Garten 

iſt wegen Verſetz ng zu vermiethen im Ed: 
hauſe Neue Schweidnitzerſtraße Nr. da, im 
zweiten Stock. 


Zu vermiethen ſind Schmiedebrücke Nr. 20 
im zweiten Stock vorn heraus, 2 Stuben, 
große Alkove und Beigelaß. 


Eine Wohnung 
zweiter Etage iſt für 80 Rthlr. jährlich zu 
vermiethen durch den Herrn Commiſſionair 
Selbſtherr, Herrenſtraße Nr. 20. 


Riemerzeile Nr. 22 
iſt der Zzte Stock zu vermiethen und Michae⸗ 
lis d. J. zu beziehen. Näheres bei 
M. Schreiber, Blücherplatz Nr. 14. 


Zu vermiethen find gut möblirte, Stuben, 
einzeln ſo wie mehrere zuſammen, auf Tage, 
Wochen und Monaten, bei A. Jäkel, Grüne⸗ 
baumbrücke Nr. 2. 


Zu vermiethen 
und bald oder Michaelis d. J. zu beziehen, 
iſt Neue Kirchgaſſe Nr. 9, der erſte Stock, 
beſtehend aus 4 Stuben, Küche, Entree, 
Speiſe-Kabinet nebſt Zubehör und Garten⸗ 
benutzung. 


— — - 
Zu einem freundlichen Vorderſtübchen wird 
ein ſolider Theilnehmer geſucht. 
Näheres ertheilt die Wirthin des Hauſes 
Nr. 56 der Hummerei. 


Zu vermiethen 
und bald oder fe Nr. g d. J. zu beziehen 
iſt Neue Kirchgaſſe Nr. 6 eine Wohnung von 
2 Stuben, Küche, Keller, Boden, für den 
Preis von 52 Thlr. 

Zu vermiethen 
und Michaelis d. J. zu beziehen it Fiſcher⸗ 
gaſſe Nr. 22, ein Quartier von 4 Stuben, 
Kabinet, Kochſtube, Entree und Beigelaß im 
Aten Stock. Das Nähere daſelbſt. 


Breslauer Getreide: Wreife 
Am 2 Auguf, 


— 


Sorte: beſte mittle geringſte 
Weizer, weißer 6) Tg. 50 Sg. 52 Sg. 
Weizen, gelber 60 „ 36 ia ! * 
oggen 9 34 77 31 m 23 17 
Gerſte „ 27 „ 25 38 7 
Hafer I , 
Breslau, den 2. Auguſt. 


(Amtliches Cours-Blatt.) 
Dukaten 96 ½ Br. 
4% ol polniſches Courant 91 Gld. 
Schuld⸗Scheine per 100 Rll. 37, 
94%, Gld., neue 3% % 77 ld. 
Lit, n 4% 03 / Gid., 3½% 82 
873, Br. Un 

leſiſche Lit 4 3/ 0 85 Gld., Lu u 
bench wre 3 %% 68 ½ Gib, 
bahn 307 Gld. 


(Cours⸗Bericht. 
bez. u. Br., 
ſche 3 / % 6 


Br. 


Berlin, den 


Geld: 
Kaiferlihe Dukaten 96%, 
9 Oeſterreichiſche Banknoten 88 ½ Br, 
% 73% Gr. | 

Schleſiſche Pfandbriefe a 10000 Nl. 3 %% 


h ) Eifenbahn: Aktien: Köln: Mindener 3', 
Nee 4½% 873, bez. Krakau⸗Oberſchleſiſche 4% 37% bez. 
o 68 Br., Prior. 4% SL Br., Prior. 5% 93 Br., Ser. III. 5% 
Oberſchleſiſche Lat. A 3% 86 u ½ bez., Lit. B 85 a ½ bez. 


und Fonds⸗Courſe: Holländiſche Rand: 
Br. Frledrichsd'or 113. Br. Louie d'or 
Staate⸗ 
Großherzoglich Poſener Pfandbriefe 4% 
92% Br., 


0 5 Alte polniſche Pfandbriefe 4% Ss}, Br., neue 
Eiſenbahn⸗ Aktien: Breslau-Schweidnitz⸗Freiburger 4% 82 Gb. Ober⸗ 
85 Gib. Krakau⸗Oberſchleſiſche 381. Br. Nie- 
Neiffe:Brieger 39 Br. Friedrich⸗Wilhelms⸗Nord⸗ 


1. Auguſt. . 

% 75½% à 75 
Niederſchleſi⸗ 
. 8 ¼ Br. 
Rheiniſche 53% Br., 


Prior. 4% 673, bez. Pofen-Stargard 4% 65 bez. — Quittungs⸗Bogen: Friedrich- 
Wilhelms⸗Nordbahn 4% 39% bis 39% bez. u. Br. — Bonds: und Geld⸗Sorten: 


Staats⸗Schuld⸗Scheine 34 % 73 / bez. 


Br. Poſener Pfandbriefe 4% 95 Uld., neue 3˙½ % 77 Gld. 
"on. Friedrichsd'or 113% Br. Louis or 113 bez. Polniſche Pfandbriefe 


B 3% % 81 


1 
4% neue erh bez. u. Gld. 


Seehandlungs⸗Prämien⸗Scheine x 50 Rtl. 673, 


Schleſiſche Pfandbriefe Litt, 


Redakteur: Nimbs. 


